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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

in ihrem Koalitionsvertrag vom Februar 2018 haben 
sich Union und SPD zum Pariser Klimaschutzabkommen 
ebenso bekannt wie zu den sektoralen Klimaschutz-
zielen, die bereits in der vergangenen Legislaturperiode 
vom Bundeskabinett beschlossen worden sind. Für den 
Verkehrssektor bedeutet das: Die Treibhausgasemissionen 
sollen bis zum Jahr 2030 um 40 bis 42 Prozent sinken. 
Nachdem der CO2-Ausstoß des Verkehrs im vergangenen 
Vierteljahrhundert nicht etwa gesunken, sondern sogar 
leicht gestiegen ist, liegt die Latte nun hoch und Rich-
tungsentscheidungen sind zeitnah zu treffen, soll das 
2030er Ziel nicht außer Reichweite geraten.

Deshalb gehört nicht viel Fantasie zu der Prognose, dass 
sich die verkehrspolitische Debatte der Zukunft vor allem 
um eine Frage drehen wird: Was ist zu tun, damit der 
Verkehr liefert? Damit die Erörterung dieser Frage an der 
Sache orientiert bleibt haben wir das Öko-Institut und das 

Die Politik muss zeitnah richtungsweisende Entscheidungen für den Klimaschutz im 
Verkehr treffen, sollen die für 2030 vereinbarten Ziele erreicht werden.

Die europäischen Effizienzstandards für Pkw, leichte Nutzfahrzeuge und Lkw sind für die 
CO2-Emissionsminderung im Verkehr von besonderer Bedeutung. Sie sind eine notwen-
dige, aber keine hinreichende Bedingung für das Schließen der Klimaschutzlücke.
 
Zusätzlich sind in jedem Falle weitere, wirkmächtige nationale Maßnahmen zur Internali-
sierung externer Kosten des Verkehrs notwendig; dies ist in besonderem Maße geboten, 
weil die Digitalisierung die Kosten des Verkehrs deutlich senken kann. Die Bepreisung von 
Kraftstoffen, Fahrzeugen und deren Nutzung ist der zentrale Hebel zur Internalisierung 
der externen Kosten. Dies hat, wie auch das heutige Instrumentarium der Steuer- und 
Verkehrspolitik, Verteilungseffekte, die bei der zukünftigen Ausgestaltung der Instrumente 
zu berücksichtigen sind. 
 
Jenseits der direkten Wirkung auf die Reduktion von CO2-Emissionen ist es nötig, jene 
Maßnahmen zu identifizieren und umzusetzen, die Voraussetzung für Verkehrsverlage-
rungen sind. Hierbei geht es vor allem um den Infrastrukturaufbau für den öffentlichen 
Verkehr, für den Schienengütertransport sowie um Maßnahmen, die die Lebensqualität in 
Städten verbessern.
 
Eine weitere Dekarbonisierung des Stroms ist unverzichtbar – notwendig ist nach Lage 
der Dinge aber auch die Dekarbonisierung von Kraftstoffen. 

ICCT beauftragt, die Wirkungen verschiedener denkbarer 
Maßnahmen und Maßnahmenpakete auf die CO2-Emissi-
onen des Verkehrs zu untersuchen und zu quantifizieren. 

Die Ergebnisse zeigen, dass es den einen zielführenden 
Hebel nicht geben wird. Das 40-Prozent-Ziel ist nur mit 
einem Bündel von Maßnahmen erreichbar, darunter auch 
solche, die politisch umstritten sind.

Mit dieser Veröffentlichung gibt Agora Verkehrswende 
keine Empfehlung für den „richtigen“ Maßnahmenmix 
ab. Wir laden vielmehr zur Diskussion ein. Anregungen, 
Kommentare und Kritik sind willkommen.

Eine anregende Lektüre wünscht

Christian Hochfeld 
für das Team von Agora Verkehrswende
Berlin, 21. August 2018

Kernergebnisse: 
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Schlussfolgerungen aus Sicht von 
Agora Verkehrswende

Zentrale Entscheidungen für den  
Klimaschutz im Verkehr stehen jetzt an 

Die Dekarbonisierung des Verkehrs steht vor einem 
Dilemma. Sie ist einerseits sehr komplex und steht ande-
rerseits unter großem Zeitdruck. Will die internationale 
Staatengemeinschaft den globalen Temperaturanstieg 
auf zwei Grad Celsius begrenzen, so verbleiben nur noch 
wenige Jahre bis das weltweit dafür noch zur Verfügung 
stehende Emissionsbudget verbraucht ist. Insofern ist 
es angemessen, dass sich die Bundesregierung sowohl 
auf ein langfristiges Dekarbonisierungsziel für das Jahr 
2050 als auch auf ein ambitioniertes Zwischenziel für 
den Verkehrssektor für das Jahr 2030 verständigt hat. 
Nun geht es darum, ein umfassendes Maßnahmenpaket 
für die Treibhausgasminderung im Verkehr zu konzipie-
ren, welches die Bundesrepublik auf den Zielpfad führt. 
Es gilt, sowohl das Verkehrsziel des Klimaschutzplans zu 
erreichen als auch die Klimaschutzziele des internatio-
nalen Abkommens von Paris. 

Die derzeitige Legislaturperiode ist für die Ver-
kehrswende in Deutschland entscheidend. In diesem 
Zeitraum werden maßgebliche Vorentscheidungen 
getroffen, die beeinflussen wo Deutschland im Jahr 
2030 mit seinen Verkehrsemissionen stehen wird. 
Ob Infrastrukturausbau oder konkrete Gesetzesän-
derungen – verkehrspolitische Maßnahmen haben 
eine gewisse Vorlaufzeit bis sie umgesetzt sind und 
Wirkung zeigen. 

Die europäischen Effizienzstandards für Pkw, leichte 
Nutzfahrzeuge und Lkw sind für die Treibhausgasmin-
derung im Verkehr von besonderer Bedeutung. Sie sind 
eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung 
für das Schließen der Klimaschutzlücke.

Die Ergebnisse dieser Studie zeigen, dass das Verkehrs-
ziel zwar auf verschiedenen Wegen erreicht werden 
kann, dass Effizienzstandards für Pkw und Lkw aber 
eine entscheidende Rolle spielen. Sie stellen – auf-
grund ihres großen CO2-Minderungspotentials - einen 
der großen Hebel dar, um Fahrzeuge insgesamt sprit-
sparender zu machen und den Endenergiebedarf des 

Verkehrs zu reduzieren. Auch sind sie der zentrale 
Faktor dafür, mehr Nullemissionsfahrzeuge in den 
Markt zu bringen und die Elektrifizierung von Lkw 
(entweder direkt oder über Oberleitungen) anzureizen. 
Sie sind aufgrund ihrer potentiell starken Wirkung eine 
notwendige Bedingung für das Schließen der Klima-
schutzlücke im Verkehr. 

Zurzeit werden die CO2-Regulierung für Pkw sowie 
eine neue CO2-Regelung für Lkw auf EU-Ebene dis-
kutiert. Der aktuelle Kommissionsvorschlag für die 
Pkw-Standards reicht bei weitem nicht aus, um einen 
signifikanten Beitrag zum Verkehrsziel im Klimaschutz-
plan zu leisten oder den Markthochlauf von Nullemis-
sionsfahrzeugen deutlich zu beschleunigen. Um beiden 
Zielen näherzukommen, muss das Ambitionsniveau der 
Zielwerte für 2025 und 2030 im weiteren Verhandlungs-
prozess deutlich erhöht werden. Auch bei Lkw sollte 
sich die Bundesregierung auf EU-Ebene für stringente 
Effizienzvorgaben einsetzen. 

Zusätzlich sind in jedem Falle weitere, wirkmächtige 
nationale Maßnahmen zur Internalisierung externer 
Kosten des Verkehrs notwendig; dies ist in besonderem 
Maße geboten, weil die Digitalisierung die Kosten des 
Verkehrs deutlich senken kann. Die Bepreisung von 
Kraftstoffen, Fahrzeugen und deren Nutzung ist der 
zentrale Hebel zur Internalisierung der externen Kosten. 
Dies hat, wie auch das heutige Instrumentarium der 
Steuer- und Verkehrspolitik, Verteilungseffekte, die 
bei der zukünftigen Ausgestaltung der Instrumente zu 
berücksichtigen sind. 

Diese Studie zeigt auch, dass selbst weitgehende 
Effizienzvorgaben allein nicht ausreichen, um die 
notwendige CO2-Minderung im Verkehr zu erreichen. 
Die Bepreisung von Kraftstoffen, Fahrzeugen und deren 
Nutzung ist sowohl im Personen- als auch im Güterver-
kehr sehr wirkmächtig und sollte stärker in den Fokus 
der Diskussion über Klimaschutzpolitik und Emissi-
onsminderung im Verkehr rücken. 

Sobald es um die Ausgestaltung von Steuern und Abga-
ben geht, stellt sich die Frage nach ihrer Verteilungswir-
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kung und der sozialen Dimension möglicher Steuerrefor-
men. Gleichwohl ist auch die bisherige Bepreisung von 
Verkehr nicht immer sozial ausgewogen. So stiegen bei-
spielsweise die Preise für die Nutzung öffentlicher Ver-
kehrsmittel von 2006 bis 2016 mehr als drei Mal so stark, 
wie die Preise für den motorisierten Individualverkehr. 
Gleichzeitig profitieren vom momentanen System der 
Besteuerung und Bereitstellung von Dienstwagen in 
erster Linie besserverdienende Haushalte. Vorschläge für 
weitergehende Steuerreformen oder die Umgestaltung 
von Abgaben im Verkehrsbereich sollten deswegen auf 
ihre Verteilungswirkung untersucht werden. 

Jenseits der direkten Wirkung auf die Reduktion von 
CO2-Emissionen ist es nötig, jene Maßnahmen zu 
identifizieren, die Voraussetzung für Verkehrsverlage-
rungen sind. Hierbei geht es vor allem um den Infra-
strukturaufbau für den öffentlichen Verkehr, für den 
Schienengütertransport sowie um Maßnahmen, die die 
Lebensqualität in Städten verbessern. 

Angesichts des prognostizierten Verkehrswachstums ist 
Verkehrsverlagerung – sowohl im Personen- als auch 
im Güterverkehr – eine zentrale Herausforderung. Der 
alleinige Blick auf die potentielle CO2-Reduktion einer 
Maßnahme ist deswegen zu eng. Dadurch werden ten-
denziell Wechselwirkungen zwischen verschiedenen 
Maßnahmen und die wichtige Rolle jener Maßnahmen 
unterschätzt, die grundlegend sind, um Verkehrsverlage-
rung zu ermöglichen. 

Hierzu zählen auf Bundesebene insbesondere der Ausbau 
der Schienengüterverkehrsachsen und die Erhöhung der 
Kapazitäten im kombinierten Verkehr. Im Personenver-
kehr sind es die Förderung von Rad- und Fußverkehr, 
eine höhere Taktung und bessere Auslastung des ÖVs, ein 
verbessertes Carsharing-Angebot und eine Reihe weite-
rer Maßnahmen zur Förderung der städtischen Mobi-
litätswende. All das dient nicht nur dem Klimaschutz, 
sondern auch der Gesundheit und einer Verbesserung 
von Luft- und Lebensqualität in Städten insgesamt. 
Diese Maßnahmen sind gleichsam eine Investition in 
den Wandel der Mobilitätskultur, die sich erst zu einem 
späteren Zeitpunkt in vollem Maße auszahlt. 

Eine weitere Dekarbonisierung des Stroms ist unver-
zichtbar – notwendig ist nach Lage der Dinge aber 

auch eine weitere Dekarbonisierung von Kraftstoffen, 
wobei nachhaltig produzierte strombasierte Kraftstoffe 
voraussichtlich erst nach 2030 eine nennenswerte Rolle 
spielen können. 

Sollte im Jahr 2030 auch nur ein gewisser Teil der Fahr-
zeuge ganz oder teilweise mit Strom angetrieben werden, 
so macht dies für den Klimaschutz nur Sinn, wenn der 
zusätzliche Strombedarf des Verkehrs durch Strom aus 
zusätzlichen EE-Kapazitäten gedeckt wird. Je stärker 
sich die Elektromobilität durchsetzt, umso notwendiger 
ist eine weitere Dekarbonisierung des Stromsektors. 

Eine weitere Dekarbonisierung von Kraftstoffen ist nach 
Lage der Dinge voraussichtlich ebenfalls notwendig. 
Zwar ist eine Erreichung des Klimaschutzziels 2030 im 
Verkehrssektor auch ohne eine weitergehende Dekar-
bonisierung von Kraftstoffen möglich. Eine komplette 
Dekarbonisierung des Verkehrssektors bis 2050 erfor-
dert jedoch aller Voraussicht nach auch CO2-neutrale 
Kraftstoffe für alle Verkehre, die nicht über alternative 
Antriebe abgewickelt werden. 

Deswegen ist eine Diskussion über eine langfristige 
Dekarbonisierung von Kraftstoffen unumgänglich: not-
wendig ist ein Öl- und Gaskonsens.  Die Dekarbonisie-
rung der Kraftstoffe sollte nicht auf Kosten der Effizienz 
gehen, daher ist ihr Einsatz im Pkw nicht sinnvoll; hier 
sind alternative Antriebe eine weitaus effizientere 
Alternative.  Für den Einsatz dekarbonisierter Kraftstoffe 
kommen vorrangig der Flug- und Schiffsverkehr in 
Frage. Bei der Gestaltung des Einstiegs in strombasierte 
Kraftstoffe sind Nachhaltigkeitskriterien von Anfang an 
zu berücksichtigen.
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Mit der Konkretisierung des Klimaschutzplans steht in 
den nächsten Jahren eine breite gesellschaftliche Diskus-
sion zum Thema Maßnahmen im Verkehrsbereich an. Im 
Klimaschutzplan der Bundesregierung wurden erstmalig 
einzelne Sektorziele für die Minderung von Treibhausga-
semissionen festgelegt. Demnach sollen die Emissionen 
des Verkehrssektors bis zum Jahr 2030 um 40 bis 42 Pro-
zent im Vergleich zu 1990 sinken. Sektorübergreifend 
wurde bis 2030 eine Minderung von 55 Prozent festge-
legt. Gleichzeitig wurden auf EU-Ebene für das Jahr 2030 
ebenfalls Minderungspflichten für alle Mitgliedstaaten 
ausgemacht. Die Reduktionsvorgabe für die sogenannten 
nicht-ETS-Sektoren in Deutschland entspricht dabei 
etwa einer Reduktion von 38 Prozent gegenüber dem Jahr 
(2005)1.
 
Um frühzeitig auf den Pfad zur Zielerreichung zu gelan-
gen, müssen zeitnah die Maßnahmen identifiziert wer-
den, mit deren Umsetzung in den nächsten Jahren eine 
solche Minderung der CO2-Emissionen im Verkehrs-
sektor erreicht werden kann. Denn bisher konnte der 
Verkehrssektor seine CO2-Emissionen nicht reduzieren. 
Vielmehr sind sie in den letzten Jahren wieder gestiegen. 
Im Vergleich zum aktuellen Niveau der Treibhausgas-
emissionen (2017 nach Schätzung über 170 Mio. t, BMUB 
2018) bedeutet das Ziel des Klimaschutzplans eine Min-
derung um über 70 Millionen Tonnen bis 2030. 

Wesentlich ist es, zeitnah ein konsistentes Gesamtbild 
zu erlangen, welche Maßnahmen notwendig sind, um die 
erforderliche Emissionsminderung im Verkehrssektor bis 
2030 tatsächlich zu gewährleisten. Zentrale Fragen der 
anstehenden Debatte werden damit sein: „Wie kann das 
Klimaschutzziel Verkehr erreicht werden?“ und „Welche 
Maßnahmen und Instrumente müssen in den nächsten 
Jahren umgesetzt werden?“. Im Rahmen dieser Studie für 
die Agora Verkehrswende wurden verschiedene Szena-
rien für den Verkehrssektor durchgespielt, die aufzeigen, 
mit welchen Maßnahmen und welchen Ausgestaltungen 
das Ziel einer Minderung der CO2-Emissionen um 40 bis 
42 Prozent im Verkehrssektor bis 2030 erreicht werden 
könnte. Dafür wurde für drei Szenarien der Klima-
schutzbeitrag von Maßnahmenbündeln mit verschiede-

1 Die nicht-ETS-Sektoren umfassen die Bereiche Verkehr, 
Gebäude, Abfall- und Landwirtschaft. 

01 |  Hintergrund und Ziel der Studie

nen Schwerpunktsetzungen modelliert. Dies geschieht 
ohne den Anspruch, hier ein konkretes Wunschszenario 
zu zeichnen, welches nur mit einer einzigen, speziellen 
Kombination von Maßnahmen erreicht werden kann. 
Die Studie soll vielmehr mögliche Wege aufzeigen und als 
Diskussionsgrundlage über die Optionen einer Verkehrs-
wende und deren Ausgestaltung dienen.

Daher werden im ersten Teil der Studie (Kapitel 2) 
zunächst 12 Instrumente für mehr Klimaschutz im Ver-
kehr vorgestellt. Im zweiten Teil der Studie (Kapitel 3) 
wird betrachtet, wie diese Instrumente kombiniert 
werden könnten, um das Klimaschutzziel im Verkehr 
zu erreichen und welche Auswirkungen auf Verkehrs-
nachfrage, Fahrzeuge und Endenergiebedarf zu erwarten 
sind. Kapitel 4 fasst die wesentlichen Schlussfolgerungen 
zusammen. 
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Um mehr Klimaschutz im Verkehr zu erreichen, ist der 
Einsatz einer Vielzahl von Instrumenten denkbar. Für die 
nähere Betrachtung wurden in dieser Studie vorrangig 
solche Instrumente ausgewählt, die einen relevanten Kli-
maschutzbeitrag erwarten lassen und die in den „Zwölf 
Thesen zur Verkehrswende“ der Agora Verkehrswende 
genannt sind (Agora Verkehrswende 2017). Zwar sind 
weitere Instrumente und andere Ausgestaltungsformen 
denkbar; aber nicht alle können im Rahmen dieser Studie 
adressiert werden. Nicht betrachtet werden beispiels-
weise Instrumente im Luft- und Seeverkehr, da der 
Fokus der Studie auf dem nationalen Klimaschutzziel 
liegt. Dennoch muss auch der internationale Luft- und 
Seeverkehr seine THG-Emissionen deutlich reduzieren, 
um die internationalen Klimaschutzverpflichtungen 
einhalten zu können. 

Die Studie beruht auf der Auswertung einschlägi-
ger Literatur und auf eigenen Berechnungen. Für die 
Entwicklung einer Klimaschutzstrategie im Verkehr, die 
konsistent mit weiteren Nachhaltigkeits- und Politik-
zielen ist, sollten über den Klimaschutzbeitrag hinaus-
reichende Bewertungskriterien berücksichtigt werden. 
Dazu zählen etwa soziale Effekte und Verteilungswir-
kungen, Luftreinhaltung und Lärm, Flächen- und Res-
sourcenverbrauch (siehe u. a. Öko-Institut 2017).

2.1. Pkw-Effizienzstandards

Beschreibung des Instruments 
Verbindliche CO2-Standards für neue Pkw2 wurden in 
der EU erstmals im Jahr 2009 eingeführt. Eine zuvor 
geltende freiwillige Selbstverpflichtung der Automobil-
industrie hatte nicht zu der erwarteten Emissionsreduk-
tion geführt und wurde deswegen durch eine gesetzliche 

2 Ähnliche CO2-Standards sind in der EU seit 2011 auch für 
leichte Nutzfahrzeuge (LNF) vorgeschrieben. LNF stehen 
in Deutschland für etwa 7 Prozent aller Fahrzeug-Neu-
zulassungen und werden – aufgrund ihres relativ gerin-
gen Marktanteils sowie der Ähnlichkeit der diskutierten 
Maßnahmen – in den folgenden Abschnitten nicht separat 
aufgeführt.

02 |  Politikinstrumente für Klimaschutz im 
Verkehr

Regelung ersetzt, zunächst nur in Japan, ab 2009 auch in 
der EU. Dem folgten in den vergangenen Jahren nahezu 
alle relevanten Fahrzeugmärkte weltweit nach, sodass 
Pkw-CO2-Emissionsstandards heute zu den gängigen 
umweltpolitischen Maßnahmen im Verkehrsbereich 
zählen (vgl. ICCT 2018).

Die Vorgaben der Pkw-CO2-Regulierung wirken sich 
zunächst unmittelbar auf den Kraftstoffverbrauch von 
Pkw aus. Da die in der Verordnung festgelegten Ziele 
sich auf den Durchschnitt aller verkauften Pkw eines 
Herstellers beziehen, kann sich die CO2-Regulierung bei 
anspruchsvollen Zielwerten daneben aber auch indirekt 
auf den Anteil von Elektrofahrzeugen an den Neuwagen-
verkäufen auswirken. Denn Fahrzeughersteller können 
mit dem Verkauf von mehr Elektrofahrzeugen (direkte 
CO2-Emissionen gleich null) ebenfalls ihr Flottenziel 
erreichen. 

Die erste Runde der CO2-Standards in Europa setzte 
einen durchschnittlichen Zielwert von 130 Gramm 
pro Kilometer (g/km) für neue Pkw mit Zulassungsjahr 
2015, ausgehend von einem Startwert von 146 g/ km 
im Jahr 2009 (EEA 2016). Diese Regulierung erwies 
sich als Erfolg: Statt der festgeschriebenen 1,9 Prozent 
CO2-Reduktion pro Jahr erreichten die Fahrzeugherstel-
ler knapp 3,0 Prozent Reduktion pro Jahr; der 2015er-
Zielwert wurde bereits vorzeitig erreicht (Dornoff et 
al. 2018). Auch in Hinblick auf die zweite Runde der 
Regulierung mit einem durchschnittlichen Zielwert 
von 95 Gramm pro Kilometer für das Jahr 2021 wurden 
bereits Fortschritte erzielt, wenngleich einige Fahrzeug-
hersteller noch hinter der erforderlichen durchschnittli-
chen jährlichen CO2-Reduktion von 5,1 Prozent zurück-
liegen. 

Bei genauerer Betrachtung wird jedoch deutlich, dass 
die erzielten CO2-Reduktionen bei Neufahrzeugen in 
den vergangenen Jahren weitgehend „auf dem Papier“ 
erbracht wurden. Die Schere zwischen den offiziellen 
Herstellerangaben zu den CO2-Emissionen der Fahr-
zeuge und den im realen Straßenbetrieb tatsächlich 
emittierten Mengen geht immer weiter auf, von knapp 
20 Prozent im Jahr 2009 auf über 40 Prozent Stand 
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2017 (Tietge et al. 2017). In der Folge blieb nicht nur die 
erbrachte CO2-Reduktion hinter den ursprünglichen 
Erwartungen zurück. Auch die Durchdringung des 
Marktes mit innovativen Fahrzeugtechnologien erfolgte 
bei Weitem nicht so schnell wie zunächst angenommen 
(Wolfram et al. 2016).

Die EU-Kommission hat inzwischen das Problem der 
zunehmenden Abweichung zwischen deklarierten 
und realen CO2-Emissionen erkannt und strebt mit der 
aktuellen Revision der CO2 Regulierung an, diesem Trend 
entgegen zu wirken. Laut ihrem Vorschlag vom Novem-
ber 2017 sollen die CO2-Emissionen neuer Pkw bis zum 
Jahr 2030 gegenüber dem Modelljahr 2021 um durch-
schnittlich 30 Prozent sinken. Das Ambitionsniveau 
dieser noch laufenden dritten Runde der CO2-Standards 
würde damit – sollte der Kommissionsvorschlag unver-
ändert verabschiedet werden – zwar mit etwa 4 Prozent 
jährlicher Reduktion unter dem der heutigen Gesetz-
gebung (etwa 5 Prozent jährliche Reduktion) liegen. Des 
Weiteren schlägt die EU-Kommission zusätzlich zu der 

Eigene Darstellung nach Dornoff, J. et al. (2018), S. 4.

Historische Entwicklung der durchschnittlichen CO2-Emissionen von neuen Pkw 
in der EU sowie bestehende und für die Zukunft vorgeschlagene gesetzliche Regelungen Abbildung 2.1
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Vorgeschlagene ZieleStandardsHistorische Emissionen

ohnehin schon stattfindenden Umstellung auf einen 
neuen, realitätsnäheren Testzyklus vor, den Worldwide 
harmonized Light vehicles Test Procedure ( WLTP), 
die Einführung von In-Service-Conformity-Tests (zur 
Verifizierung der Emissionsdaten während der Nut-
zungsphase) sowie von Kraftstoffmessgeräten an Bord 
der Fahrzeuge (fuel consumption meters) vor, in der 
Hoffnung, mit diesen Maßnahmen ein weiteres Anstei-
gen der Diskrepanz zwischen offiziellen und realen CO2-
Werten zu verhindern.

Obwohl die tatsächlichen CO2-Reduktionen in den ver-
gangenen Jahren hinter den ursprünglichen Erwartungen 
zurückgeblieben sind, wird das Instrument der Pkw-
CO2-Emissionsstandards weiterhin als sehr effektiv und 
deutlich wirkungsvoller eingeschätzt als eine freiwillige 
Selbstverpflichtung der Automobilindustrie (Gibson et al. 
2015). Um optimale Ergebnisse zu erzielen, ist es jedoch 
dringend erforderlich, die Emissionen nicht nur auf dem 
Rollenprüfstand zu regulieren, sondern auch die realen 
CO2-Emissionen der Fahrzeuge. Außerdem sollten CO2-
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Standards auf EU-Ebene mit zusätzlichen Maßnahmen 
auf nationaler Ebene (etwa einem abgestimmten Kfz-
Steuersystem) kombiniert werden.

Der Vorschlag der EU-Kommission sieht zusätzlich zu 
den flottenübergreifenden Reduktionszielen auch ein 
Anreizinstrument zur Förderung von lokal emissions-
freien bzw. -armen Fahrzeugen (zero-emission and low-
emission vehicles; ZLEV) vor. Hersteller, deren gesamter 
Pkw-Absatz im Jahr 2025 zu mehr als 15 Prozent und im 
Jahr 2030 zu mehr als 30 Prozent aus solchen Fahrzeugen 
besteht, sollen eine Gutschrift erhalten, die ihnen auf ihr 
Minderungsziel angerechnet wird. Eine analoge Malus-
Regelung sieht der Kommissionsvorschlag nicht vor. 

Ausgestaltungsoptionen
Aus technischer Sicht besteht ein erhebliches Potenzial 
zu einem höheren Ambitionsniveau bei der Ausge-
staltung von Pkw-CO2-Emissionsstandards. Aktuelle 
Studien des ICCT beschreiben und quantifizieren die 
verfügbaren Einzeltechnologien sowie Technologiepa-
kete (Mock 2017). In der Summe ergibt sich ein CO2-
Reduktionspotenzial von etwa 35 bis 45 Prozent gegen-
über einem Basisfahrzeug des Modelljahres 2013. Die 
erforderlichen zusätzlichen Investitionskosten je Fahr-
zeug belaufen sich auf etwa 1.000 Euro gegenüber dem 
Basisfahrzeug. Die EU-Kommission bestätigt in ihrem 
Impact Assessment ein CO2-Reduktionspotenzial in der 
Größenordnung von 45 Prozent, allerdings zu höheren 
Investitionskosten.3 In beiden Untersuchungen han-
delt es sich um das CO2-Reduktionspotenzial auf Basis 
konventioneller Technologien für Verbrennungsmotoren. 
Dies können beispielsweise optimierte Brennverfahren 
sein, eine verbesserte Aerodynamik, Leichtlaufreifen, 
Leichtbau oder auch eine zunehmende Hybridisierung 
der Fahrzeuge.

Weiteres Potenzial zur Reduktion von CO2 bietet ein 
steigender Marktanteil von Elektrofahrzeugen. Für 
Automobilhersteller kann das sogar kostengünstiger sein 
als in zunehmend teure Verbesserungen von Verbren-
nungsmotoren zu investieren (Mock 2017). Ein solches 
Vorgehen ist bereits bei einigen Fahrzeugherstellern 
(etwa bei Renault-Nissan) zu beobachten. Anreizsysteme 
wie das im Vorschlag der EU-Kommission enthaltene 
Bonussystem für Null- und Niedrigemissionsfahrzeuge 

3 Für eine Gegenüberstellung siehe Dornoff et al. (2018).

dürften die Attraktivität einer E-Fahrzeug-Strategie aus 
Sicht der Hersteller ebenfalls erhöhen.

Für die weitere Betrachtung wurden drei Pfade für eine 
weitere Ausgestaltung von Pkw-CO2-Emissionsstan-
dards in der EU definiert:4

1.   Niedrig: Die CO2-Emissionen der Pkw-Neufahr-
zeugflotte werden zwischen 2021 und 2030 durch-
schnittlich auf Basis des neuen WLTP-Testzyklus 
um 30 Prozent reduziert. In der Realität gehen wir 
von einer weiterhin leicht ansteigenden Diskrepanz 
zwischen offiziellen und realen CO2-Werten aus, da 
wir zwar ein Monitoring, jedoch keine verbindliche 
Regulierung der realen CO2-Fahrzeugwerte anneh-
men. Die reale Reduktion zwischen 2021 und 2030 
beträgt dadurch nur 23 Prozent. Dieser Pfad ent-
spricht weitgehend dem im November vorgelegten 
Gesetzesvorschlag der EU-Kommission.

2.   Mittel: Die Reduktion zwischen 2021 und 2030 
beträgt im WLTP knapp 45 Prozent. Zur Erreichung 
einer solchen Reduktion bedarf es eines Anteils 
von etwa 40 Prozent Elektrofahrzeugen (Plug-in-
Hybride sowie batterieelektrische Fahrzeuge (BEV)) 
im Jahr 2030, sowie eines hohen Anteils von Hyb-
ridfahrzeugen. Dieser Pfad führt bei einer moderaten 
Marktdurchdringung von Elektrofahrzeugen bereits 
zu einer merklichen CO2-Reduktion führt. Wir neh-
men weiterhin an, dass sich aufgrund zusätzlicher 
Elemente in der CO2-Regulierung (beispielsweise 
strengen In-Service-Conformity-Prüfungen sowie 
einer Regulierung der realen CO2-Emissionen) die 
Schere zwischen offiziellen und realen CO2-Angaben 
etwas schließt, sodass die realen CO2-Emissionen von 
Neufahrzeugen zwischen 2021 und 2030 stärker als 
die gesetzlich geforderten Werte zurückgehen, um 
dann gut 50 Prozent.

3.   Hoch: Die Reduktion zwischen 2021 und 2030 
beträgt im WLTP knapp 75 Prozent. Zur Erreichung 
einer solchen Reduktion bedarf es eines Anteils von 
etwa 75 Prozent Elektrofahrzeugen im Jahr 2030. 

4 Für eine detailliertere Betrachtung dieser unterschiedlichen 
Varianten und ihrer Auswirkungen auf die Anteile von 
Nullemissionsfahrzeugen bzw. die Minderungslücke im 
Verkehr siehe: Agora Verkehrswende (2018).
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Diese Annahmen sind sehr ambitioniert, aber im 
Lichte des sich schnell vollziehenden technischen 
Fortschritts bei der Batteriefertigung und der von 
Fahrzeugherstellern bereits angekündigten Absatz-
pläne und Verkaufspreise von Elektroautos vorstell-
bar. So hat zum Beispiel VW angekündigt, bereits 
im Jahr 2025 rund 25 Prozent seiner Neuwagen als 
Batteriefahrzeuge verkaufen zu wollen (vgl. VW 
2016). Mercedes-Benz und BMW erwarten im Jahr 
2025 zwischen 15 und 25 Prozent Elektroautoanteil 
am Gesamtabsatz (vgl. BMW Group 2017, Daimler 
2017). Wie im Falle des mittleren Pfades erwarten wir, 
dass sich die Schere zwischen offiziellen und realen 
CO2-Werten leicht schließen wird.

THG-Minderungsbeitrag
Der THG-Minderungsbeitrag von Pkw-CO2-Emissi-
onsstandards lässt sich im Grundsatz aus den jeweils 
definierten Zielwerten für Neufahrzeuge ableiten, da 
die Fahrzeughersteller gesetzlich verpflichtet sind, diese 
Zielwerte im Flottendurchschnitt zu erreichen (andern-
falls wird ein Pönale fällig). Abweichungen von dieser 
Arithmetik ergeben sich durch mögliche Veränderungen 
der Diskrepanz zwischen offiziellen und realen CO2-
Emissionen der Fahrzeuge. Ferner können zusätzliche 
Elemente in der Regulierung, etwa das bereits genannte 
Anreizinstrument für Null- und Niedrigemissionsfahr-
zeuge sowie sogenannte Super Credits - also die Mög-

lichkeit, für dies Fahrzeuge Multiplikatoren anzuwenden 
- zu weiteren Abweichungen führen. Schließlich ist zu 
erwarten, dass eine CO2-Reduktion bei Neufahrzeugen 
und damit einhergehend eine Reduktion des Kraftstoff-
verbrauchs zu einer erhöhten Fahrleistung führt − ein 
Phänomen, das in der Literatur als Rebound-Effekt 
beschrieben wird. 

Die in der Tabelle dargestellten Minderungsbeiträge 
wurden mit dem Modell TEMPS ermittelt (siehe Agora 
Verkehrswende 2018). Dabei wird von einem Rebound-
Effekt von 30 Prozent ausgegangen. Dies bedeutet, dass 
die Fahrleistung um 3 Prozent steigt, wenn die Fahrtkos-
ten pro Kilometer um 10 Prozent sinken. Zwischen den 
festgelegten Zielwerten wurde dabei jeweils eine lineare 
Entwicklung der CO2-Emissionen der neu zugelassenen 
Pkw angenommen. 

Zu beachten ist, dass es sich um Emissionsminderun-
gen im Verkehrssektor handelt. Nicht berücksichtigt 
sind die Emissionen, die ggf. zusätzlich im Stromsektor 
entstehen.

THG-Minderung durch Pkw-CO2-Emissionsstandards Tabelle 2.1

Instrument Wirkmechanismen THG-Minderung in 
2030

Pkw CO2 Zielwerte nach KOM-Vor-
schlag: Reduktion -30 % (zwischen 
2021–30) 

Reduktionsrate 1,3 % p. a. (real)
3,4 Mio. E-Pkw im Bestand 2030

3,5 Mio. t 

Pkw CO2 Zielwerte „mittel“: Reduktion 
-45 % (zwischen 2021-30) sowie Be-
grenzung Realabweichung

Reduktionsrate 7 % p. a. (real)
5 Mio. E-Pkw im Bestand 2030

10 Mio. t

Pkw CO2 Zielwerte „hoch“: Reduktion 
-75 % (zwischen 2021–30) sowie Be-
grenzung Realabweichung

Reduktionsrate 15 % p. a. (real)
10 Mio. E-Pkw im Bestand 2030

20 Mio. t

Eigene Berechnungen Öko-Institut
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2.2. Lkw-Effizienzstandards

Beschreibung des Instruments 
Verpflichtende CO2-Standards für neue Lkw und Busse 
sind in den wichtigsten Fahrzeugmärkten weltweit 
bereits seit einigen Jahren etabliert, so beispielsweise 
in China, Japan und den USA. In einigen Märkten 
wurde bereits eine zweite oder dritte Anpassung der 
CO2-Regulierung für schwere Nutzfahrzeuge vorge-
nommen. In den USA beispielsweise bezieht die zweite 
Stufe der Regulierung auch Anhänger mit ein und 
definiert für die wichtigste Gruppe der schweren Lkw 
eine CO2-Reduktion von etwa 50 Prozent bis 2027 
gegenüber dem Basisjahr 2010 (Sharpe et al. 2016).

In der EU gibt es dagegen bislang keine CO2-Emissions-
standards für schwere Nutzfahrzeuge. In der Folge blieben 
die CO2-Emissionen neuer Lkw in den vergangenen 
Jahren nahezu konstant (Abbildung 2.2). Im Mai 2017 ver-
abschiedete die EU einen Vorschlag für eine Regulierung, 
die es erstmals ermöglichen wird, CO2-Werte für Lkw und 
Busse in einer standardisierten Weise zu bestimmen und 

diese im Rahmen eines Monitorings regelmäßig statis-
tisch zu erfassen (Rodriguez 2017). Hierauf aufbauend 
wird in der ersten Hälfte 2018 ein Gesetzesvorschlag der 
EU-Kommission für verpflichtende CO2-Standards für 
schwere Nutzfahrzeuge erwartet.5

5 Am 17.5.2018 (nach Fertigstellung der Berechnungen in 
diesem Projekt) hat die EU-Kommission einen Vorschlag für 
die Einführung von LPkw-CO2-Standards vorgelegt. Dem-
nach sollen die CO2-Emissionen neu zugelassener schwerer 
Nutzfahrzeuge bis 2025 um 15 Prozent und bis 2030 um 
30 Prozent gegenüber 2019 sinken (wobei es sich bei dem Ziel 
für 2030 um ein indikatives Ziel handelt).

Eigene Darstellung nach Muncrief (2017).
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Ausgestaltungsoptionen
Im Zeitraum 2002 bis 2016 haben sich die CO2-
Emissionen der Neufahrzeuge nur um 0,2 Prozent pro 
Jahr reduziert. Aus technischer Sicht besteht jedoch 
auch auf der Lkw-Seite6 ein erhebliches Potenzial zur 
weiteren Ausgestaltung von CO2-Emissionsstandards. 
Aktuelle Studien des ICCT beschreiben und quanti-
fizieren die verfügbaren Einzeltechnologien sowie 
Technologiepakete (vgl. etwa Meszler et al. 2018 bzw. 
Delgado et al. 2017).

Für die weitere Betrachtung im Rahmen des Projekts 
werden drei mögliche Pfade für eine Ausgestaltung von 
Lkw-CO2-Emissionsstandards in der EU definiert:

6 Lkw über 12 Tonnen zulässigem Gesamtgewicht stellen 
rund 80 Prozent der Neuzulassungen sowie 90 Prozent der 
CO2-Emissionen der schweren Nutzfahrzeuge. Die folgenden 
Abschnitte fokussieren sich daher auf diese Fahrzeugkatego-
rie, ohne auf entsprechende Annahmen für Nutzfahrzeuge mit 
einem Gewicht von 3,5 bis 12 Tonnen näher einzugehen.

1.  Niedrig: Ab dem Jahr 2025 werden verpflichtende 
CO2-Standards für neue schwere Nutzfahrzeuge 
(SNF) eingeführt, allerdings nur für die Kategorie von 
Fahrzeugen über 12 Tonnen. Für solche schwereren 
Fahrzeuge wird, je nach Segment, eine jährliche CO2-
Reduktion von ca. 1,6 bis 1,9 Prozent angenommen. Es 
findet keine signifikante Elektrifizierung des SNF-
Sektors bis 2030 statt.

2.  Mittel: Ab dem Jahr 2023 werden verpflichtende 
CO2-Standards eingeführt. Für die Kategorie der 
Fahrzeuge über 12 Tonnen Gewicht wird eine jähr-
liche CO2-Reduktionsrate von 2,5 bis 3,1 Prozent 
angenommen. Die Abschätzungen zur jährlichen 
Absenkung basieren auf dem erwarteten langfristi-
gen CO2-Reduktionspotenzial (33−39 Prozent nach 
Delgado et al. 2017) über einen 15-Jahres-Zeitraum 
und unter Annahme der Referenz-Reduktionsrate 
von 0,2 Prozent für die Jahre 2016 bis 2023. Für 
SNF unterhalb von 12 Tonnen wird eine jährliche 
CO2-Reduktion von 0,4 Prozent angenommen, 

Eigene Berechnungen Öko-Institut.
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basierend auf einer ICCT-Analyse zu EU-weiten 
CO2-Standards für SNF-Motoren (Muncrief & 
Rodríguez 2017). 

3.  Hoch: Bereits ab dem Jahr 2020 werden verpflich-
tende CO2-Standards eingeführt. Das gesamte derzeit 
bekannte CO2-Reduktionspotenzial der Dieseltech-
nologie (33−39  Prozent) wird mithilfe anspruchsvol-
ler CO2-Standards für neue SNF bis zum Jahr 2030 
voll ausgenutzt. Hieraus ergibt sich über einen Zeit-
raum von zehn Jahren eine angenommene jährliche 
CO2-Reduktionsrate von 3,8 bis 4,7 Prozent. Ferner 
wird angenommen, dass ab dem Jahr 2020 zusätzlich 
Motor-Effizienzstandards für SNF unterhalb von 
12 Tonnen Fahrzeuggewicht eingeführt werden, was 
zu einer jährlichen CO2-Reduktionsrate von 0,8 Pro-
zent für diese Fahrzeuge führt. Eine Elektrifizierung 
des SNF-Sektors setzt bereits relativ früh ein, ab 
dem Jahr 2025. Für eine zunehmende Elektrifizie-
rung des SNF-Antriebsstrangs werden Hybrid, Plug-
in-Hybrid, Oberleitungs- sowie batterieelektrische 
Lkw berücksichtigt.

Abbildung 2.3 fasst die Annahmen zur CO2-Entwick-
lung für neue SNF zwischen 2017 und 2030 zusammen. 
Für SNF oberhalb 12 Tonnen Fahrzeuggewicht liegt die 
erwartete CO2-Reduktion der Pfade „niedrig“, „mittel“ 
und „hoch“ zwischen 10 Prozent und knapp 40 Prozent. 

THG-Minderung durch Lkw-CO2-Emissionsstandards Tabelle 2.2

Instrument Wirkmechanismen THG-Minderung in 
2030

Einführung von CO2-Standards für Lkw 
2025, Reduktion 1,9 % p. a. für Sattel-
züge 

Effizienzsteigerung im Lkw-Bestand 
um 9 % (ggü. 2015)

2,4 Mio. t 

Einführung von CO2-Standards für Lkw 
2023, Reduktion 3,1 % p. a. für Sattel-
züge

Effizienzsteigerung im Lkw-Bestand 
um 16 % (ggü. 2015)

5,3 Mio. t

Einführung von CO2-Standards für Lkw 
2020, Reduktion 4,7 % p. a. für Sattel-
züge, zusätzlich Elektrifizierung und 
OL-Lkw 

Effizienzsteigerung im Lkw-Bestand 
um 33 % (ggü. 2015). 8 % elektrische 
Fahrleistung bei Sattelzügen in 2030

12,9 Mio. t

Eigene Berechnungen Öko-Institut.

Für SNF unterhalb 12 Tonnen zwischen knapp 3 bis 
8 Prozent.

THG-Minderungsbeitrag
Ähnlich wie bei Pkw lässt sich der THG-Minderungs-
beitrag von Lkw-CO2-Emissionsstandards relativ 
unmittelbar aus den jeweils definierten Zielwerten für 
Neufahrzeuge ableiten, da die Fahrzeughersteller aller 
Voraussicht nach gesetzlich verpflichtet sein werden, 
diese Zielwerte – analog zur Regulierung für Pkw und 
leichte Nutzfahrzeuge – im Flottendurchschnitt zu errei-
chen. Im Vergleich zu Pkw gibt es bei den Lkw höhere 
Erneuerungsraten im Bestand, sodass sich Effizienz-
steigerungen der Neuzulassungen schneller im Bestand 
widerspiegeln. 

Die in der Tabelle dargestellten Minderungsbeiträge 
sind nach dem Modell TEMPS des Öko-Instituts 
berechnet – gegenüber einer Referenzentwicklung, 
wonach die CO2-Emissionen neu zugelassener Lkw um 
nur 0,2 Prozent p. a. zurückgehen. Rebound-Effekte 
sind dabei berücksichtigt (ohne Rebound würden die 
Minderungsbeiträge um rd. 15 Prozent höher liegen). 
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2.3. Fahrleistungsabhängige  
Pkw-Maut

Beschreibung des Instruments 
Bei einer Maut handelt es sich grundsätzlich um eine 
Gebühr für die Nutzung eines bestimmten Straßennet-
zes. Sie kann entweder zeitbezogen – Vignette – oder 
fahrleistungsabhängig erhoben werden. Die meisten 
europäischen Länder verlangen für Pkw – vor allem 
auf Autobahnen – bereits eine Straßenbenutzungs-
gebühr, zum Teil wie in Frankreich oder Italien in 
Form der streckenbezogenen Maut, zum Teil in Form 
einer zeitbezogenen Vignette wie in Österreich oder 
Tschechien.

Für Pkw in Deutschland ist derzeit eine jährlich zu ent-
richtende Infrastrukturabgabe in Form der Vignetten-
Lösung in Umsetzung. Zugleich wird die Kfz-Steuer 
gesenkt, um Mehrbelastungen für Autofahrerinnen und 
Autofahrer zu vermeiden. Bei der Ausgestaltung dieser 
Art der Pkw-Maut werden die tatsächlichen Kosten den 
Nutzern nicht entsprechend den tatsächlich gefahre-
nen Kilometern angelastet. Auch fehlt eine ökologische 
Lenkungswirkung hinsichtlich der CO2-Emissionen, 
da kein Anreiz besteht, die Fahrleistung mit dem Auto 
zu vermindern. Vielmehr bevorteilt eine solche Maut 
Vielfahrende. 

Eine fahrleistungsabhängige Maut hat diese Defizite 
nicht. Der pro Kilometer erhobene Mautsatz schafft 
Anreize, den Auslastungsgrad der Fahrzeuge zu erhöhen 
oder Fahrten auf öffentliche Verkehrsmittel zu verlagern. 
Schließlich kann eine fahrleistungsbezogene Maut Auto-
fahrer vor allem im Einkaufs-, Freizeit- und Urlaubsver-
kehr dazu bewegen, weit entfernte Ziele durch nähere zu 
ersetzen oder auf einen Teil der Autofahrten ganz zu ver-
zichten (UBA 2010). Neben der ökologischen Lenkungs-
wirkung ermöglicht der Übergang von der Steuer- auf 
eine Nutzerfinanzierung der Verkehrsinfrastruktur eine 
verursachergerechte Anlastung der Infrastrukturkosten. 
Momentan wird die Infrastruktur zum größten Teil aus 
dem Bundeshaushalt finanziert. 

Auch eine Erhöhung der Energiesteuer auf Kraftstoffe 
bzw. ihre Ausrichtung Ausgestaltung am Energie- und 
CO2-Gehalt kann einen Anreiz geben, Kraftstoffe und 
Treibhausgase zu reduzieren. Sie kann kurzfristig und im 
Unterschied zu einer fahrleistungsabhängigen Pkw-

Maut vergleichsweise einfach umgesetzt werden, müsste 
allerdings regelmäßig an die Inflation angepasst werden 
(vgl. Kapitel 2.4, Energiesteuer). Zukünftig wird sie jedoch 
mehr und mehr an Wirkung einbüßen, da durch die ange-
strebte Effizienzsteigerung bei Pkw und den verstärkten 
Einsatz von Elektrofahrzeugen der Verbrauch von Benzin 
und Diesel zurückgehen wird. Daher wird es perspekti-
visch neue Wege der Finanzierung geben müssen (Agora 
Verkehrswende 2017). Eine intelligente, fahrleistungs-
abhängige Pkw-Maut kann dabei eine wichtige Rolle 
spielen, um einerseits die Verkehrsinfrastrukturfinan-
zierung sicherzustellen und andererseits die Umwelt-
kosten verursachergerecht anzulasten. Eine fahrleis-
tungsbezogene Pkw-Maut hat gegenüber einer Abgabe 
auf den Kraftstoffverbrauch weitere Vorzüge: Neben der 
nutzergerechten Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur 
bezogen auf gefahrene Strecke und ggf. auch Straßen-
kategorie bietet sie die Möglichkeit, den Verkehr mit vari-
ablen Mautsätzen zu steuern. Dafür wird die Maut nach 
Ort und Zeit differenziert, um das Verkehrsaufkommen 
gezielt zu beeinflussen. Mit einer Mautdifferenzierung 
nach Schadstoffkriterien lassen sich außerdem Anreize 
schaffen, die zu einer Verminderung von Stickoxid- und 
Partikelemissionen führen können.

Ausgestaltungsoptionen
Das Verkehrsministerium hat für das Jahr 2017 folgende 
Wegekosten − das sind die Kosten für Bau und Unterhalt 
der Straßen − für das Bundesfernstraßennetz veröffent-
licht (BMVI 2014):

•	   Bundesautobahnen: 2,0 Cent/Fahrzeugkilometer 
(Fzgkm)

•	  Bundesstraßen, die der Lkw-Mautpflicht unterliegen: 
3,1 Cent/Fahrzeugkilometer

•	 Übrige Bundesstraßen: 5 Cent/Fahrzeugkilometer

Diese Kosten sollten entsprechend zur verursacherge-
rechten Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur für die 
Festlegungen der Mautsätze herangezogen werden.

Um auch die externen Umweltkosten verursachergerecht 
anzulasten, bietet es sich an, auf die Methodenkonven-
tion des Umweltbundesamtes (UBA) zurückzugreifen. Zu 
berücksichtigen sind dabei die CO2- und Schadstoffe-
missionen, der Abrieb, Lärm sowie die Emissionen des 
Lebenszyklus. Dabei ist nach den Antrieben zu diffe-
renzieren, da bereits bei Diesel- und Benzin-Pkw die 
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Umweltkosten unterschiedlich ausfallen (5,8 ct/ Fzgkm 
für Diesel und 4,5 ct/Fzgkm Benzin (UBA 2012)). Bat-
terieelektrisch betriebene Pkw haben aufgrund der 
entfallenden CO2- und Schadstoffemissionen deutlich 
geringere Umweltkosten. Die differenzierte Berücksich-
tigung der Antriebsarten bei der Festlegung der Maut-
sätze kann also einen deutlichen Anreiz in Hinblick auf 
Elektrofahrzeuge bieten. 

Wesentliche Voraussetzung bei der Einführung einer 
fahrleistungsabhängigen Pkw-Maut ist die Gewährleis-
tung des Datenschutzes. Entsprechende Fragen müssen 
geklärt werden, sodass ein Einführungszeitpunkt vor 
dem Jahr 2025 unwahrscheinlich erscheint. Auch ist zu 
berücksichtigen, dass zunächst hohe Transaktionskos-
ten für die Errichtung eines entsprechenden Systems 
anfallen. Genaue Aussagen zu den Systemkosten sind 
schwierig. Beispiele aus anderen Ländern sowie die 
Erfahrungen mit der deutschen Lkw-Maut zeigen, dass 
heute Erhebungskosten von 2 Cent pro je Fahrzeugkilo-
meter möglich sind (UBA 2015). Durch Mengeneffekte 
bei der Ausweitung der Maut auf Pkw sowie durch 
technischen Fortschritt sind für die Zukunft deutlich 
niedrigere Kosten zu erwarten.

THG-Minderungsbeitrag
Es liegen empirische Daten für die Wirkung von höheren 
Nutzerkosten auf den Pkw-Bestand und den motori-
sierten Individualverkehr (MIV) vor (Bastian et al. 2016, 
Frondel und Vance 2018). Jedoch ist zu berücksichtigen, 
dass die daraus abgeleiteten Elastizitäten7, die die Wir-
kung von Preisänderungen auf die Nachfrage abbilden, 
nicht ohne weiteres verallgemeinerbar sind. So ist die 
Wirkung eines Kostenanstiegs auf die Verkehrsmittel-
nutzung immer auch abhängig von den zur Verfügung 
stehenden Alternativen, etwa dem öffentlichen Verkehr 
(ÖV), und dessen Attraktivität. Ferner haben Mobilitäts-
orientierungen, die sich in den kommenden Jahrzehnten 
durchaus ändern können, einen wesentlichen Einfluss 

7 Elastizitäten: Hierbei wird die Stärke der systemischen 
Reaktion auf ein bestimmtes Preissignal ermittelt. Die 
direkten Elastizitäten treffen eine Aussage über vermiedene 
oder induzierte Verkehre, Kreuzpreiselastizitäten geben 
den Verlagerungseffekt auf andere Verkehrsträger an. Eine 
direkte Preiselastizität von -0,1 bedeutet beispielsweise, 
dass bei einer Steigerung des Preises von 10 Prozent ein 
Rückgang der Nachfrage um 1 Prozent entsteht. Elastizitä-
ten werden meist noch in kurz- und langfristige Elastizi-
täten unterschieden. Meist handelt es sich hierbei um das 
erste Jahr und fünf oder zehn Jahre nach dem Signal.

THG-Minderung durch Fahrleistungsabhängige Pkw-Maut Tabelle 2.3

Instrument Wirkmechanismen THG Minderung in 
2030

Fahrleistungsabhängige Pkw-Maut 
auf Autobahnen 

Mautsatz von 2 ct/km auf Autobahnen 
=> Erhöhung der Nutzerkosten um 7 % 
ggü. der Referenz => Rückgang der 
Fahrleistung um 2 %

1,8 Mio. t 

Fahrleistungsabhängige Pkw-Maut 
auf allen Straßen

Mautsatz von durchschnittlich 4ct/km 
=> Erhöhung der fahrleistungsabhängi-
gen Kosten um 50 % ggü. der Referenz 
=> Reduktion Fahrleistung um 15 %

12,8 Mio. t

Fahrleistungsabhängige Pkw-Maut 
auf allen Straßen und Internalisie-
rung der externen Kosten 

Mautsatz von durchschnittlich 8 ct/km 
=> Erhöhung der fahrleistungsabhängi-
gen Kosten um 100 % ggü. der Refe-
renz=> Reduktion Fahrleistung um 30 %

25,6 Mio. t

Eigene Berechnungen Öko-Institut. 
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auf die Höhe des Pkw-Bestands oder MIV (z. B. Status-
Rückgang des Pkw). Auf Basis von Elastizitäten können 
also nur Größenordnungen über die Wirkmächtigkeit 
abgeleitet werden.

Elastizitäten für die Pkw-Verkehrsnachfrage hin-
sichtlich der Kilometerkosten bewegen sich im Bereich 
von -0,15 über -0,3 (z. B. im Projektionsbericht (BReg 
2017) bis -0,6 (Renewbility III (Öko-Institut 2016)). Für 
die hier dargestellten Ergebnisse wird eine Preiselasti-
zität von - 0,3 angenommen. Das bedeutet, dass für jedes 
Prozent, das der Pkw-Verkehr teurer wird, die Verkehrs-
nachfrage um 0,3 Prozent sinkt. 

In der Studie Verkehrsinfrastruktur 2030 des Ministeri-
ums für Verkehr Baden-Württemberg wurde in Sensiti-
vitätsanalysen festgestellt, dass die Kilometerkosten um 
114 Prozent ggü. 2010 steigen müssten, um eine Minde-
rung der CO2-Emissionen bis 2030 um rund 35 Prozent 
ggü. 2010 allein durch Änderung der Verkehrsnachfrage 
zu erreichen (MVI 2017). Das bedeutet eine Erhöhung 
der Kraftstoffpreise auf 4,08 Euro in 2030 bzw. eine 
fahrleistungsabhängige Pkw-Maut in Höhe von 16 Cent/
Kilometer und verdeutlicht, dass es sehr starker Preissi-
gnale bedarf, um die Klimaschutzziele allein über diesen 
Hebel zu erreichen.

2.4. Energiesteuer und Kfz-Steuer

Beschreibung des Instruments 
Die Energiesteuer ist eine mengenabhängige Steuer, 
was bei entsprechender Ausgestaltung aus Umweltsicht 
grundsätzlich positiv sein könnte. Da die Energiesteuer 
jedoch keinen Bezug zum Energiegehalt bzw. den Treib-
hausgasemissionen der Kraftstoffe aufweist, entfaltet 
sie keine deutliche Lenkungswirkung hinsichtlich 
besonders umweltfreundlicher Technologien. So wird 
Dieselkraftstoff derzeit mit 18,4 Cent pro Liter weniger 
besteuert als Benzin − bei höherem Energiegehalt und 
somit höheren CO2-Emissionen pro Liter sowie höheren 
Schadstoffemissionen der derzeit in Pkw eingesetzten 
Dieseltechnologie. Selbst nach Abzug der höheren Kfz-
Steuer für Diesel-Pkw werden diese derzeit mit rund 
1,5 Milliarden Euro pro Jahr subventioniert (UBA 2016a). 

Die Energiesteuersätze sind in Deutschland seit vielen 
Jahren nominal konstant. Allein durch die Inflation geht 

daher die reale Steuerbelastung zurück. Bei weiterhin 
konstantem Steuersatz werden die zunehmende Elekt-
rifizierung sowie die Effizienzsteigerung der Fahrzeuge 
das Steueraufkommen sogar nominal schrumpfen lassen. 
In dem Referenzszenario liegen die Energiesteuerein-
nahmen im Jahr 2030 real um 15 Prozent niedriger als 
2015. Um die Entwertung fixer Energiesteuern durch die 
Inflation auszugleichen, könnten die Steuersätze etwa 
an einen Verbraucherpreisindex gekoppelt werden. Eine 
solche Indexierung gibt es beispielsweise in Dänemark 
(Eurostat 2013, EC 2015). Eine Erhöhung der Energie-
steuern ist zudem relevant, wenn man Rebound-Effekten 
durch zunehmende Effizienz entgegenwirken will. 

Seit 2009 wird zur Kfz-Steuerberechnung von Pkw 
neben dem Hubraum auch der CO2-Wert herange-
zogen. Dieser ist jedoch nur mäßig gespreizt, sodass 
Möglichkeiten einer Lenkungswirkung nicht maximal 
ausgenutzt werden. Mit dem Entwurf eines Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergeset-
zes wird geregelt, dass für die Kraftfahrzeugsteuer ab 
1. September 2018 die im Rahmen des neuen Testver-
fahrens WLTP ermittelten realitätsnäheren CO2-Werte 
anzuwenden sind. Grundsätzlich könnte durch eine 
stärkere Spreizung der Kfz-Steuer – spürbar höhere 
Kosten für CO2-intensive Fahrzeuge und Steuervorteile 
für CO2-arme Fahrzeuge – ein zusätzlicher Beitrag zum 
Klimaschutz geleistet werden. In anderen Ländern, 
etwa in Großbritannien, hat etwa eine CO2-abhängige 
Ausgestaltung der Kfz-Steuer mit deutlich stärke-
rer Spreizung als in Deutschland relevante Wirkung 
entfaltet. 

Ausgestaltungsoptionen 
Eine einheitliche Besteuerung von Diesel und Benzin auf 
Basis des Energie- und CO2-Gehalts wäre ein erster Schritt 
in Richtung Energiewende im Verkehr (Agora Verkehrs-
wende 2017). Es wäre jedoch kontraproduktiv, bei diesem 
Umbau den Steuersatz auf Kraftstoffe zu reduzieren. 
Simultan zur Angleichung des Dieselsteuersatzes an den 
von Benzin sollte auch bei der Kfz-Steuer eine Anpassung 
erfolgen, sodass die derzeit höhere Kfz-Steuer von Diesel-
Pkw an diejenige von Benzinfahrzeugen angeglichen wird. 

Bei hohen Unterschieden der Kraftstoffpreise in Europa 
kann es zu Tanktourismus kommen, insbesondere im 
grenzüberschreitenden Güterverkehr: Rund 40 Prozent 
der Lkw-Fahrleistung in Deutschland wird von auslän-



Agora Verkehrswende | Klimaschutz im Verkehr: Maßnahmen zur Erreichung des Sektorziels 2030

23

dischen Lkw erbracht (BMVI 2017), und Lkw können 
mit einer Tankladung sehr weite Distanzen zurückle-
gen. Daher haben in einigen EU-Mitgliedstaaten mit 
höheren Dieselsteuern wie z. B. Italien, Frankreich und 
Spanien die dort ansässigen Unternehmen die Möglich-
keit, sich einen Teil der Energiesteuern auf Diesel (für 
Lkw >7,5t) zurück erstatten zu lassen. Eine europäisch 
einheitliche Besteuerung fossiler Kraftstoffe auf aus-
reichend hohem Niveau wäre daher aus Klimaschutz-
perspektive wünschenswert. Dies setzt jedoch, wie 
bei allen Steuerfragen, Einstimmigkeit zwischen den 
EU-Mitgliedsstaaten voraus, die schwierig zu erreichen 
sein dürfte.

In die nationale Klimabilanz gehen nicht die Emissionen 
der im Inland verbrauchten Treibstoffmengen ein, son-
dern lediglich die Emissionen der im Inland getankten 
Mengen. Tanktourismus verfälscht deshalb die natio-
nalen Klimabilanzen; außerdem führt er zu fiskalischen 
Verwerfungen. In Deutschland lagen die Dieselsteuern 
über viele Jahre höher als im europäischen Mittel. In jün-
gerer Vergangenheit haben aber einige Mitgliedstaaten, 

etwa Frankreich (CO2-Komponente auf fossile Energie-
träger) oder Italien, ihre Steuersätze angepasst, sodass 
mittlerweile die Besteuerung von Diesel in Deutschland 
niedriger ist als im europäischen Mittel (vgl. Abbildung 
2.4). Möglicherweise hat dies auch zum Anstieg des Die-
selverbrauchs in Deutschland und damit zum Anstieg der 
CO2-Emissionen beigetragen. 

Alternativ zur Vereinheitlichung der Energiesteuern 
wäre es zwecks Vermeidung von Tanktourismus im 
Güterverkehr auch denkbar, die Energiesteuer bzw. die 
CO2-Kosten für den Lkw-Verkehr in die bestehende 
Lkw-Maut zu integrieren. Die Energiesteuer würde 
dann für die in Deutschland zurückgelegte Strecke 
bezahlt und nicht für die getankten Mengen. 

THG-Minderungsbeitrag
Eine Erhöhung der Energiesteuern und damit der 
Kraftstoffpreise hat Einfluss auf die Verkehrsnach-
frage. Im Straßengüterfernverkehr beträgt der Anteil der 
Kraftstoffkosten an den gesamten Transportkosten laut 
Bundesverband Güterkraftverkehr Logistik und Entsor-

Eigene Darstellung nach EU Oil bulletin.

Dieselsteuern im europäischen Vergleich Abbildung 2.4

0

100

200

300

01.0
1.0

8

01.0
1.0

9

01.0
1.1

0

01.0
1.1

1

01.0
1.1

2

01.0
1.1

3

01.0
1.1

4

01.0
1.1

5

01.0
1.1

6

01.0
1.1

7

01.0
1.1

8

400

500

600

700

800

900

1000

[E
ur

o 
/ 

10
0

0
 L

ite
r]

IT FR EU DE



Klimaschutz im Verkehr: Maßnahmen zur Erreichung des Sektorziels 2030

24

gung (BGL) etwa 26 Prozent.8 Durch höhere Kraftstoff-
preise entstehen Anreize für eine bessere Auslastung der 
Fahrzeuge, für die Optimierung von Logistikketten und 
für die Verlagerung von Transporten zum Beispiel auf 
die Eisenbahn. Im Personenverkehr reagiert vor allem 
die Pkw-Fahrleistung etwa durch Verlagerung auf den 
öffentlichen Verkehr und die Wahl näherer Ziele.

Neben der Wirkung auf die Verkehrsnachfrage führen 
höhere Kraftstoffpreise auch dazu, dass sich Effizienz-
technologien bei Fahrzeugen schneller rentieren. Eine 
Erhöhung der Energiesteuern verstärkt deshalb die 
Nachfrage nach effizienten Fahrzeugen. Gleichen sich 
die Preise von Benzin und Diesel an, hätte dies zudem 
Auswirkungen auf die Antriebswahl bei Pkw-Neuzu-
lassungen. 

Für die Ermittlung der Wirkung einer Energiesteuerer-
höhung werden folgende Annahmen getroffen: 

•	 Güterverkehr: Die gesamte Transportkostenelastizität 

8 Weitere relevante Kostenblöcke sind Fahrerkosten (ca. 
32 Prozent), Abschreibung des Lkw (ca. 10 Prozent), Maut 
(ca. 10 Prozent), Verwaltung (ca. 10 Prozent), Reparatur (ca. 
5 Prozent).

der Lkw-Fahrleistung (d. h. einschließlich der Fahrer-
kosten) beträgt -0,6 (de Jong et al. (2010)). Im Referenz-
szenario beträgt der Anteil der Kraftstoffkosten an den 
Transportkosten im Jahr 2030 etwa 23 Prozent. Das 
entspricht also einer Elastizität der Güterverkehrs-
nachfrage auf den Kraftstoffpreis von - 0,14 (diese 
Zahl ergibt sich aus 23 Prozent mal -0,6). 

•	 Personenverkehr: Die Elastizität der Pkw-Fahrleistung 
auf die Kraftstoffkosten beträgt -0,3 (d. h. der Perso-
nenverkehr reagiert elastischer als der Güterverkehr). 

Bei Pkw hängt die Wirkung der Energiesteuer auf Diesel 
und Benzin von der Zusammensetzung des Pkw-Bestan-
des ab. Die im Folgenden berechneten Minderungsbei-
träge für das Jahr 2030 beziehen sich auf eine Referen-
zentwicklung, nach der es auch weiterhin einen hohen 
Anteil von Benzin- und Diesel-Pkw im Fahrzeugbestand 
gibt und der elektrische Fahrleistungsanteil von Pkw 
bei lediglich 7 Prozent liegt. Bei zunehmender Elektri-
fizierung des Pkw-Bestandes sinkt die Effektivität des 
Instruments als Klimaschutzmaßnahme. 

Wie in Abschnitt 2.3 dargestellt, gehen manche Stu-
dien – vor allem langfristig – bei Pkw auch von Prei-
selastizitäten höher als -0,3 aus. Wenn die Pkw-Ver-
kehrsnachfrage doppelt so elastisch reagiert (Elastizität 

THG-Minderung durch Energiesteuer und Kfz-Steuer Tabelle 2.4

Instrument Wirkmechanismen THG Minderung in 
2030

Angleichung Dieselsteuer an Benzin Erhöhung Dieselpreis um rd. 20 % ggü. 
Referenz. Dadurch Reduktion Fahrleis-
tung Lkw um 2,8 %, Pkw um 2,5 %

3,7 Mio. t 
Pkw: 2,2 Mio. t
Lkw: 1,5 Mio. t

Angleichung Dieselsteuer an Benzin 
plus Erhöhung um weitere 15 ct/Liter

Erhöhung Dieselpreis um 37 %, Benzin-
preis um 18 % ggü. Referenz. Dadurch 
Reduktion Fahrleistung Lkw um 5,1 %, 
Pkw um 7 %

9,2 Mio. t 
Pkw: 6,0 Mio. t

Lkw: 3,2 Mio.

Angleichung Dieselsteuer an Benzin 
plus Erhöhung um weitere 80 ct/Liter

Erhöhung Dieselpreis um 110 %, Ben-
zinpreis um 70 % ggü. Referenz. 
Dadurch Reduktion Fahrleistung Lkw 
um 14,5 %, Pkw um 5,7 % 

28,1 Mio. t 
Pkw: 20,4 Mio. t

Lkw: 7,7 Mio.

Eigene Berechnungen Öko-Institut. Die Berechnungen in der Tabelle berücksichtigen nicht mögliche Effekte durch Tanktourismus.
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von -0,6 statt -0,3), würde mit derselben Energiesteu-
ererhöhung bei gleichzeitigem Angebot an Alternativen 
eine doppelt so hohe Wirkung erzielt werden. Hohe 
Unsicherheit besteht dahingehend, ob die verwende-
ten Elastizitäten auch noch in einem Bereich von sehr 
starken Steuererhöhungen gültig sind. 

2.5. Dienstwagenbesteuerung

Beschreibung des Instruments 
Mehr als 60 Prozent der Pkw in Deutschland werden 
zuerst gewerblich zugelassen. Etwa ein Viertel aller 
Neuzulassungen geht in den sogenannten relevanten 
Flottenmarkt9. Zwei Drittel davon wiederum sind per-
sönlich zugeordnete Dienstwagen mit der Möglichkeit 
zur privaten Nutzung. Daher hat die Besteuerung von 
Dienstwagen eine hohe Relevanz für Struktur und Höhe 
der CO2-Emissionen des Pkw-Bestands. 

Die private Nutzung eines Dienstwagens wird in 
Deutschland pauschal besteuert. Monatlich ist ein 
Prozent des Listenpreises als geldwerter Vorteil zu ver-
steuern. Für Arbeitgeber lohnt sich die Gestellung eines 
Dienstwagens als Gehaltsbestandteil, da keine Lohnne-
benkosten anfallen. Zudem werden durch die Abschrei-
bung des Fahrzeugkaufs bzw. der Leasingrate und der 
Unterhaltskosten die Unternehmenssteuern gemindert. 
Arbeitnehmer profitieren vor allem, weil die monatliche 
Ein-Prozent-Besteuerung im Vergleich zum privaten 
Erwerb desselben Fahrzeugs meist günstiger ist.

Darüber hinaus haben die Dienstwagennutzerinnen und 
-nutzer in den wenigsten Fällen die Betriebskosten des Fahr- 
zeugs tragen, denn diese werden (aufgrund der vollen Ab- 
setzbarkeit) meist von den Unternehmen übernommen. Der 
Steuervorteil von Dienstwagen steigt mit wachsendem Ein- 
kommenssteuersatz und mit wachsendem Preis des Wagens 
(Diekmann et al. 2011), Gutverdiener profitieren deshalb am 
stärksten von der geltenden Dienstwagenbesteuerung.

9 Damit sind die „echten“ Pool- und Dienstwagen in Unter-
nehmensflotten gemeint. Hier sind Zulassungen durch 
Fahrzeughersteller, Autohändler und Autovermietungen 
ausgenommen. Diese werden zu den gewerblichen Neuzu-
lassungen insgesamt hinzugezählt. Dies führt insgesamt zu 
dem Anteil der gewerblichen Neuzulassungen von über 60 
Prozent. 

Die derzeitige Form der Besteuerung von Dienstwagen 
kann mit folgenden, aus Klimaschutzsicht negativen 
Effekten einhergehen (siehe auch Agora Verkehrswende 
2017, S. 19):

•	 Anreize zu höheren (beruflichen und privaten) 
Fahrleistungen aufgrund der Kostenübernahme der 
Betriebskosten durch das Unternehmen 

•	 Anschaffung größerer Fahrzeuge mit hohen CO2-
Emissionen

•	 Häufigere Anschaffung von Fahrzeugen bzw. größere 
Firmenwagenflotten

Nach Naess-Schmit und Winiarczyk (2009) führen die 
indirekten Subventionen aufgrund der steuerlichen Ver-
günstigungen von Dienstwagen und der damit verbun-
dene Anreize, mehr, größere und verbrauchsintensivere 
Fahrzeuge anzuschaffen, in der EU zu einem zusätzlichen 
Fahrzeugbestand von 4 bis 21 Prozent und zu einem 
Kraftstoffmehrverbrauch von 4 bis 8 Prozent. Die Höhe 
der Subvention betrug EU-weit (zum Zeitpunkt der 
Erstellung der Studie) im Schnitt 25 Prozent. In Deutsch-
land ist sie mit 30 Prozent überdurchschnittlich hoch. 
Insgesamt beträgt die Höhe der Subvention in Deutsch-
land mindestens 3,1 Milliarden Euro (UBA 2016). Da von 
der Subvention vor allem hohe Einkommen begünstigt 
werden kann eine Änderung der Dienstwagenbesteue-
rung zu einer besseren Verteilungsgerechtigkeit führen. 

Ausgestaltungsoptionen 
Die Umgestaltungsmöglichkeiten der Dienstwagenbe-
steuerung wurden von Diekmann et al. (2011) umfassend 
untersucht und auf ihre rechtliche Zulässigkeit geprüft. 
Außerdem wurden Vorschläge für eine technologie-
neutrale, ökologische und sozial ausgewogene Reform 
gemacht. Wesentliche Komponenten des Vorschlags sind:

•	 Kopplung der Höhe der Besteuerung an die CO2-Emis-
sionen des Fahrzeugs 

•	 Einführung einer nutzungsbezogenen Komponente, 
welche den geldwerten Vorteil unter Einbezug der 
tatsächlichen Nutzung (Fahrleistung oder Kraftstoff-
verbrauch) besteuert

•	 Erhöhung der Besteuerung, um die derzeitige Höhe 
der Subventionierung insgesamt zu reduzieren 

Zu beachten ist bei der Kopplung der Besteuerung an den 
CO2-Ausstoß die Wechselwirkung mit den Pkw-CO2-
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Emissionsstandards. Während die Emissionsstandards 
die Hersteller und damit die Angebotsseite regulieren, 
würde über eine CO2-abhängige Dienstwagenbesteuerung 
die Nachfrageseite angesprochen. Das könnte unterstüt-
zend auf die Zielerreichung durch die Hersteller wirken. 

Von besonderer Relevanz ist die Einführung einer nut-
zungsabhängigen Komponente. Wenn die Grenzkosten 
der Pkw-Nutzung null sind – wie dies derzeit häufig bei 
Dienstwagen der Fall ist –, führt dies zu Mehrfahrten und 
dazu, dass Alternativen wie die Nutzung des öffentlichen 
Verkehrs unattraktiv sind. Daher sollten die Fahrleistung 
bzw. der Kraftstoffverbrauch angemessen besteuert wer-
den. Insgesamt ist eine Reform der Dienstwagenbesteu-
erung notwendig, um die bestehende umweltschädliche 
Subventionierung abzubauen und die negativen Vertei-
lungseffekte zu reduzieren. Eine Kopplung der Besteue-
rung an die CO2-Emissionen könnte darüber hinaus auch 
den Markthochlauf der Elektromobilität unterstützen. 

Flankierend könnten Modelle entwickelt werden, um 
die Nutzung von Fahrrad und öffentlichen Verkehrs-
mitteln für Arbeits- und Dienstwege noch attraktiver zu 
machen. 

Fallbeispiel: Großbritannien
Bis 2002 war in Großbritannien die Besteuerung 
von Dienstwagen abhängig von der auf Dienstwegen 
zurückgelegten Fahrleistung: je höher diese Fahrleis-
tung war, desto niedriger war die Steuerlast (Potter 
und Atchulo 2013). Jährlich zu versteuern waren 
im Normalfall 35 Prozent des Listenpreises, aber 
nur 25 Prozent bei mehr als 4.000 Kilometern für 
dienstliche Zwecke und nur 15 Prozent bei mehr als 

29.000 Kilometern. Diese Art der Besteuerung wurde 
kritisiert, weil sie einen Anreiz für die intensive 
Nutzung von Dienstwagen bot. Im Jahr 2002 wurde die 
Besteuerung reformiert und abhängig von den CO2-
Emissionen ausgestaltet. Im Gegensatz zu Deutschland 
ist nicht nur der Listenpreis, sondern auch der Kraft-
stoff dabei zu besteuern. Der jährlich zu versteuernde 
Wert (benefit in kind value) wird berechnet, indem die 
Summe aus Listenpreis des Fahrzeugs und Gegenwert 
des Kraftstoffs (wenn dieser vom Unternehmen kos-
tenlos zur Verfügung gestellt wird) mit einer Rate mul-
tipliziert wird, die von den CO2-Emissionen und dem 
Antrieb des Fahrzeugs abhängt.10 Die Dienstwagen-
besteuerung in Großbritannien wurde in den letzten 
Jahren kontinuierlich weiterentwickelt; auch mit dem 
Ziel der Förderung alternativer Antriebe. Die Rate, die 
für die Ermittlung des zu versteuernden Betrags ver-
wendet wird, war anfänglich nur von CO2-Emissionen 
abhängig. Mittlerweile wird für Dieselfahrzeuge eine 
um 3 Prozent höhere Rate erhoben. Für einen durch-
schnittlichen Benziner (122 g CO2) werden 23 Prozent 
fällig; für einen Diesel (120 g CO2) 26 Prozent. Die Rate 
liegt damit deutlich höher als in Deutschland (12 Pro-
zent pro Jahr). Daten des UK Travel Survey zeigen, dass 
der Anteil der Dienstwagen in der Flotte von rund 6 
Prozent im Jahr 2002 auf rund 3 Prozent im Jahr 2009 
zurückgegangen ist. Nach Potter und Atchulo (2013) 

10 Der Grundwert von kostenlos zur Verfügung gestelltem 
Kraftstoff wird pauschal bemessen und für 2015 bis 2016 
auf 22.100 Pfund Sterling (= 24.700 Euro) festgelegt (HM 
Revenue & Customs 2016). Für einen durchschnittlichen 
Benziner sind rund 5.780 Euro und für einen Diesel 6.400 
Euro pro Jahr zu versteuern.

Ausgestaltungsoptionen der Dienstwagenbesteuerung Tabelle 2.5

Umgestaltungsansatz Intendierte Wirkung Wechselwirkung mit CO2- 
Emissionsstandards

Kopplung an CO2-Ausstoß Effizienz neu zugelassener Pkw Ja

nutzungsabhängige Komponente Reduktion privater Fahrleistung Nein

Erhöhung der Besteuerung Reduktion Fahrzeugbestand, Er-
höhung der Steuergerechtigkeit

Teilweise

Öko-Institut
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reduzierte sich die Fahrleistung der gewerblichen 
Flotten durch die nutzungsbezogene Komponente 
der britischen Dienstwagenbesteuerung von 29.600 
Kilometer im Jahr 1999 auf 23.590 Kilometer im Jahr 
2009; das heißt um 20 Prozent. Auch die Zahl der 
Dienstwagen verringerte sich. Ein Teil dieses Effekts 
dürfte auf die Änderung der Dienstwagenbesteuerung 
zurückzuführen sein. 

THG-Minderungsbeitrag
Nach Kraftfahrzeugverkehr in Deutschland 2010 (KiD 
2010) werden mit gewerblich zugelassenen Fahrzeugen 
jährlich im Schnitt rund 7.500 Kilometer für private und 
rund 13.500 Kilometer für gewerbliche Zwecke zurück-
gelegt. Bei rund 4,7 Millionen gewerblich zugelassenen 
Fahrzeugen Anfang 2016 entspricht dies einer privaten 
Fahrleistung mit gewerblich zugelassenen Fahrzeugen 
von rund 35 Milliarden Kilometern. Dies macht knapp 
6 Prozent der gesamten Pkw-Fahrleistung in Deutsch-
land aus. Eine Reduktion der privaten Fahrleistung von 
Dienstwagen um 50 Prozent könnte demnach zu einer 
Reduktion der Pkw-Fahrleistung auf und 17,5 Milliarden 
Kilometer und zu einer Reduktion der CO2-Emissionen 
um rund 3 Prozent führen. 

Wenn Dienstwagen als Gehaltsbestandteil durch eine 
dem tatsächlichen Wert angemessene Besteuerung 
weniger attraktiv werden oder die Besteuerung stärker 
an die CO2-Emissionen gekoppelt wird, könnte dies 
zu einer veränderten Struktur der Pkw-Neuzulas-

sungen in Deutschland führen. Allerdings ist unklar, 
ob diese Maßnahmen einen zusätzlichen Effekt über 
die CO2- Emissionsstandards hinaus ergeben wür-
den. CO2- Emissionen neu zugelassener Pkw liegen in 
Deutschland derzeit rund 7 Prozent über dem EU-
Schnitt; diese Lücke könnte möglicherweise durch eine 
Kopplung der Dienstwagenbesteuerung an den CO2-
Ausstoß reduziert werden.

Eine Reduktion der Subventionshöhe könnte außerdem 
zu einer Reduktion des Fahrzeugbestandes insge-
samt führen (Naess-Schmit & Winiarczyk (2009) bzw. 
Puigarnau & van Ommeren (2009)). 

2.6. Tempolimit auf Autobahnen

Beschreibung des Instruments 
Deutschland ist weltweit eines der wenigen Länder ohne 
ein generelles Tempolimit – und das einzige westliche 
Industrieland ohne generelle Geschwindigkeitsbe-
schränkung. 

Die Einführung eines Tempolimits für Pkw auf deutschen 
Autobahnen und das dadurch bewirkte Fahren mit nied-
rigeren Geschwindigkeiten hat drei Effekte: Es vermin-
dert unmittelbar den Energieverbrauch der Fahrzeuge, 
beeinflusst das Design neu konstruierter Fahrzeuge und 
führt zur Verlagerung von Verkehr auf energieeffizien-
tere Verkehrsmittel. 

THG-Minderung durch Dienstwagenbesteuerung Tabelle 2.6

Instrument Wirkmechanismen THG Minderung in 
2030

Ergänzung der Dienstwagenbesteue-
rung um eine fahrleistungsabhängige 
Komponente 

Reduktion der privaten Fahrleistung 
mit Dienstwagen um 25 %–75 %

1,3–3,9 Mio. t 

CO2-abhängige Spreizung der Absetz-
barkeit von Firmenwagen und der Be-
steuerung von Dienstwagen ab 2020

Reduktion der CO2-Emissionen neu 
zugelassener Pkw um 1–4 % ab 2020

0,6–1,9 Mio. t

Ergänzung um fahrleistungsabhängige 
Komponente und Spreizung nach CO2 

Kombination der beiden obigen Wir-
kungen

1,9–5,8 Mio. t

Eigene Berechnungen Öko-Institut
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Ausgestaltungsoptionen 
Denkbar ist ein Tempolimit von 130 km/h bzw. 120 km/h 
auf Autobahnen. 

THG-Minderungsbeitrag
THG-Minderungen können bewirkt werden durch 
a) unmittelbare Reduktion des Energieverbrauchs der 
Pkw auf Autobahnen, b) die Verlagerung von Verkehr 
durch veränderte Reisegeschwindigkeiten, c) die mittel- 
bis langfristige Wirkung auf Motorisierung, Design und 
Gewicht von Neufahrzeugen. 

Im Folgenden wird hergeleitet, welche Auswirkungen 
ein Tempolimit von 120 bzw. 130 km/h auf Autobahnen 
hätte. Laut HBEFA 3.2 liegen die CO2-Emissionen von 
Pkw bei einer Geschwindigkeit von mehr als 130 km/h 
im Jahr 2020 um etwa 19 Prozent höher als bei 120 km/h 
in flüssigem Verkehr. Nach TREMOD entstehen etwa 
30 Prozent der Pkw-Emissionen auf Autobahnen. Über 
Deutschland gemittelt kann davon ausgegangen wer-
den, dass zwischen 50 und 70 Prozent der Strecken 
ohne Tempolimit befahrbar sind. Realistisch ist nach 
ECMT (2006) und UBA (1999) ein Befolgungsgrad eines 
Tempolimits von 80 Prozent, der ebenfalls bereits eine 
hohe Dichte an Geschwindigkeitskontrollen voraus-
setzt. Insgesamt ergibt sich dadurch eine Reduktion der 
Pkw-Emissionen durch das Tempolimit von 120 km/h 
in Höhe von 2,1 bis 2,9 Prozent. Für ein Tempolimit von 
130 km/h wird ebenfalls basierend auf HBEFA von einer 
Verbrauchsreduktion um 8,5 Prozent ausgegangen, was 
je nach betroffenem Streckenanteil einer Emissionsre-
duktion in Höhe von 1,1 bis 1,6 Prozent entspricht. 

In dieser Abschätzung noch nicht berücksichtigt sind 
Sekundäreffekte. Die Durchschnittsgeschwindigkeit auf 
Autobahnabschnitten ohne Tempolimit ist rund 16 Prozent 
höher als auf Abschnitten mit einer Begrenzung auf 120 
km/h (Scholz et al. 2007). Daher würde die Einführung 
eines Tempolimits auch die Reisezeiten verlängern und 
so eine Verlagerung anstoßen. Die Elastizitäten für die 
Erhöhung der Pkw-Reisezeit stellt (Litman 2013) mit -0,76 
über alle Wegezwecke, mit Kreuzelastizitäten zum öffent-
lichen Verkehr von 0,39 fest. Nimmt man an, dass 50 Pro-
zent der Autobahnstrecken eine Zunahme der Reisezeit 
von 16 Prozent erfahren, so würden die durchschnittli-
chen Pkw-Reisezeiten leicht ansteigen um etwa 0,8 Pro-
zent. Dies führt nach den beschriebenen Elastizitäten bei 
einem Tempolimit von 120 km/h zu einer Reduktion des 

Die unmittelbare Verminderung des Energieverbrauchs 
und damit der CO2-Emissionen beruht auf physika-
lischen Gesetzmäßigkeiten: Höherer Luftwiderstand 
lässt den Verbrauch steigen. Hinzu kommt: Weltweit 
konstruieren Autohersteller ihre Fahrzeuge so, dass sie 
mit hoher Geschwindigkeit auf deutschen Autobahnen 
fahren können. Neben einer entsprechenden Motorisie-
rung setzt dies eine umfangreiche Sicherheitstechnologie 
voraus, die das Gewicht der Fahrzeuge und dadurch ihren 
Kraftstoffverbrauch zusätzlich erhöht. Schließlich kann 
ein Tempolimit, über die direkte Reduktion des Energie- 
verbrauchs hinaus, auch zu einer Veränderung der 
Reisegeschwindigkeiten beitragen und damit zu einer 
Verlagerung von Verkehr führen. 

Über die Reduktion des Energieverbrauchs hinaus hätte 
ein Tempolimit weitere erwünschte Effekte: So werden 
Unfälle spürbar reduziert. Dies wurde zum Beispiel in 
einem Vorher-Nachher-Vergleich zur Einführung von 
Tempolimits in Brandenburg festgestellt, wonach die Zahl 
der Unfälle um 25 Prozent zurückging (Scholz et al. 2007). 
Auch in den USA zeigen empirische Studien, dass die 
Erhöhung der Höchstgeschwindigkeiten um zehn Meilen 
zu einem Anstieg der Unfälle mit Todesfolge um 17 Pro-
zent führt (Farmer 2017). Zwar sind deutsche Autobah-
nen im europäischen Vergleich eher sicher (European 
Transport Safety Council 2008), was aber nicht bedeutet, 
dass die Zahl der Unfälle nicht noch reduziert werden 
könnte. Das Verkehrssicherheitsprogramm der Bundes-
regierung 2011 formuliert als Kernziel einer erfolgrei-
chen Verkehrssicherheitspolitik, die Zahl der Getöteten, 
Schwer- und Schwerstverletzten im Straßenverkehr 
kontinuierlich zu senken. Als Zielperspektive wird die 
Reduktion der Getötetenzahlen bis 2020 um 40 Prozent 
in Deutschland angestrebt (BMVI 2011).

Darüber hinaus lässt sich durch eine Geschwindigkeits-
begrenzung die Kapazität von Autobahnen nach Scholz 
et al. 2007 um 6 Prozent erhöhen. Höhere Kapazität 
bedeutet, dass zusätzlicher Infrastrukturausbau vermie-
den werden kann, was nicht nur den Bundeshaushalt 
entlastet, sondern auch zu einer Senkung des Ressour-
cenbedarfs und Flächenverbrauchs führt. 

Einer aktuellen repräsentativen Umfrage zufolge spre-
chen sich mittlerweile 60 Prozent der Deutschen für ein 
Tempolimit auf Autobahnen aus (KfW 2017).
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Pkw-Verkehrs um 0,6 Prozent. Bei einem Tempolimit von 
130 km/h ist der Effekt nur etwa halb so hoch. 

Zu der drittgenannten möglichen Wirkung – Design und 
Gewicht von Neufahrzeugen – liegen keine Quellen vor, 
die eine Wirkungsabschätzung erlauben würden. 

Insgesamt ist durch ein Tempolimit von 120 km/h auf Auto- 
bahnen eine Reduktion der THG-Emissionen der Pkw von 
2 Prozent. bis 3,5 Prozent möglich, d. h. eine Reduktion der 
THG-Emissionen um rund 2-3,5 Mio. t. Die untere Grenze 
bezieht sich dabei auf die reine CO2-Einsparung beim 
Fahren; der oberen Grenze liegt eine Annahme zu Verla-
gerung durch Reisezeitveränderung sowie einer hohen 
Dichte an Geschwindigkeitskontrollen zu Grunde. 

2.7. Förderung des öffentlichen  
Verkehrs

Beschreibung des Instruments 
Eine Reduktion der Endenergienachfrage durch eine 
Veränderung bei der Verkehrsnachfrage kann im Per-
sonenverkehr unter anderem durch eine Stärkung des 
öffentlichen Verkehrs (ÖV) erreicht werden. Der Öffentli-
che Personennahverkehr (ÖPNV) ist gemeinsam mit dem 
Fuß- und Radverkehr Teil des sogenannten Umweltver-
bundes. Die spezifischen Treibhausgasemissionen unter 
Berücksichtigung der durchschnittlichen Auslastung im 
Personennahverkehr, also zum Beispiel bei Bussen, Straßen- 

und U-Bahnen, sind pro transportiertem Passagier nur 
knapp halb so hoch wie beim Pkw. Im Fernverkehr und 
damit bei der Bahn oder den Fernbussen liegen die Emis-
sionen noch einmal deutlich darunter. Eine Verlagerung 
von Verkehr weg vom Pkw und hin zum öffentlichen 
Verkehr spielt damit eine wesentliche Rolle bei der Errei-
chung der Klimaschutzziele im Verkehrssektor.

Allerdings wachsen die Nutzerzahlen nur langsam im Ver-
gleich zur starken Dominanz des MIV, meist bleibt der Pkw 
das Verkehrsmittel der Wahl. Dies liegt unter anderem an 
der zum Teil mangelnden Attraktivität des ÖV-Angebotes. 
Diese lässt sich durch zusätzliche finanzielle Mittel 
steigern, wenn sie beispielsweise zur Verbesserung von 
Taktdichte, Qualität, Preis und Pünktlichkeit eingesetzt 
werden. Eine Verlagerung vom Pkw hin zum öffentlichen 
Verkehr wird jedoch nur dann in bedeutendem Maße 
erreicht, wenn mit einer Angebotsverbesserung gleichzei-
tig die Attraktivität des MIV sinkt. 

Ausgestaltungsoptionen
Eine weitere Förderung des öffentlichen Verkehrs kann 
zum Beispiel durch die Weiterentwicklung des Gemein-
deverkehrsfinanzierungsgesetzes11 geschaffen werden 

11 Siehe auch den aktuellen Koalitionsvertrag: „Wir werden 
die Mittel für das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
(GVFG) bis 2021 auf jährlich eine Milliarde Euro erhöhen und 
danach jährlich dynamisiert für Aus- und Neubaumaßnah-
men zur Verfügung stellen.“ (CDU, CSU, SPD (2018), S.75). 

THG-Minderung durch Tempolimit auf Autobahnen Tabelle 2.7

Instrument Wirkmechanismen THG Minderung in 
2030

Einführung Tempolimit 120 km/h auf 
Autobahnen 

Reduktion des Energieverbrauchs von 
Pkw auf Autobahnen. Zusätzlich ggf. 
Verlagerung durch veränderte Reise-
zeiten.

ca. 2–3,5 Mio. t

Einführung Tempolimit 130 km/h auf 
Autobahnen

Reduktion des Energieverbrauchs von 
Pkw auf Autobahnen. Zusätzlich ggf. 
Verlagerung durch veränderte Reise-
zeiten.

ca. 1–2 Mio. t

Eigene Berechnungen Öko-Institut
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oder mithilfe einer Nahverkehrsabgabe (Agora Verkehrs-
wende 2017). Eine ambitionierte Ausgestaltung sollte 
eine umfassende Optimierung der Finanzierungsstruktur 
des ÖPNV beinhalten. Grundsätzlich wird hiermit eine 
bessere Planbarkeit der Mittelvergabe erreicht. Hierzu 
gehört zum Beispiel die Aufrechterhaltung der Mittel des 
EntflechtG und eine erneute Zweckbindung der Mittel an 
den öffentlichen Verkehr. Zudem kann ein Sondertopf für 
den Abbau des Reinvestitionsstaus in die Infrastruktur 
geschaffen werden. Weiterhin können die vorhandenen 
Mittel mit Anreizelementen und höherer Transparenz in 
den Besteller-Ersteller-Beziehungen effizienter eingesetzt 
werden. Langfristig sollte eine Neugestaltung der Finan-
zierungssystematik angestrebt werden (Bormann et al. 
2015). 

Bei der Förderung des öffentlichen Verkehrs ist es beson-
ders relevant, das Zusammenspiel von Push- und Pull-
Maßnahmen zu beachten. Rein angebotsseitige Maß-
nahmen sind vergleichsweise wenig effektiv (siehe etwa 
Studie Verkehrsinfrastruktur 2030 des Ministeriums für 
Verkehr Baden-Württemberg (MVI 2017)). Andererseits 
kann die durch Push-Maßnahmen wie eine Pkw-Maut 
oder eine Energiesteuererhöhung intendierte Verlage-
rung auf den öffentlichen Verkehr nur dann richtig zum 
Tragen kommen, wenn dieser attraktiv, pünktlich und 
zuverlässig ist sowie über eine ausreichend hohe Takt-
dichte und Kapazität verfügt. Daher ist die Sicherstellung 
einer ausreichenden Finanzierung für den ÖV zentral, 
um Verlagerungspotenziale zu heben. 

THG-Minderungsbeitrag
Grundsätzlich gilt, dass die Ableitung eines direkten 
Zusammenhangs zwischen politischer Maßnahme (wie 
etwa Änderung der ÖV-Finanzierungsstruktur) und der 
Wirkung auf die ÖV-Verkehrsnachfrage nicht eins zu 
eins möglich und entsprechend mit hohen Unsicher-
heiten verbunden ist. Wenn angenommen wird, dass 
eine Erhöhung der Mittel einen Zusammenhang mit 
Angebotsumfang, Service und Preis hat, können zur 
Bewertung Kurzzeit-Elastizitäten für die Nutzungs-
änderung herangezogen werden. Für die folgenden 
Überlegungen wird (wie in Öko-Institut 2017) von 
einer Elastizität von 0,5 auf eine Angebotsverbesserung 
ausgegangen. Weiterhin wird angenommen, dass 80 
Prozent der zusätzlichen Nachfrage auf Verlagerung 
vom Pkw beruht und es sich bei 20 Prozent um zusätz-
liche Verkehre handelt. 

Berschin et al. (2012) ermittelten eine Steigerung von  
2 Prozentpunkten pro Jahr des fahrplanmäßigen Ange-
bots pro Einwohner (in km) nach der Umstellung auf eine 
stärker leistungs- und effizienzgebundene Verteilung 
der Mittel für den ÖPNV, ohne dass dabei die Höhe der 
verteilten Mittel geändert wurde. Das würde bedeuten, 
dass im Optimalfall durch eine Umstrukturierung der 
Mittel im ÖV bis zum Jahr 2030 eine Verbesserung des 
Angebots um 10 Prozent möglich wäre. Im Rahmen der 
Evaluation des APK wurde die Wirkung einer Erhöhung 
der Regionalisierungsmittel auf die Verkehrsnachfrage 
untersucht (APK 2016).

THG-Minderung durch Förderung des öffentlichen Verkehrs Tabelle 2.8

Instrument Wirkmechanismen THG Minderung in 
2030

Umstellung auf eine stärker leistungs- 
und effizienzgebundene Verteilung der 
Mittel für den ÖPNV

Steigerung von 10 bis 20 % des fahr-
planmäßigen Angebots

0,2–0,4 Mio. t

Erhöhung der ÖV-Finanzierung (z. B. der 
Regionalisierungsmittel) um 1 Mrd. €

Steigerung der Nachfrage um 1,9 % im 
ÖV; Verlagerung von 0,2 % des MIV

0,1 Mio. t

Eigene Berechnungen Öko-Institut
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2.8. Förderung Rad und Fußverkehr

Beschreibung des Instruments 
Rad- und Fußverkehr können auf kurzen und mittleren 
Distanzen den Pkw-Verkehr ersetzen und sind damit ein 
wichtiger Baustein zur Reduktion der CO2-Emissionen 
im Verkehr. Elektrofahrrädern können auch auf längeren 
Distanzen eingesetzt werden und das Fahrradfahren für 
neue Nutzergruppen (ältere Personen) sowie zusätzli-
che Einsatzzwecke (Lastentransport, Kindertransport) 
attraktiv machen. 

Nach dem nationalen Radverkehrsplan beträgt der 
Mittelbedarf von Städten und Gemeinden zur Finanzie-
rung des Radverkehrs 8 bis 19 Euro pro Einwohner/in 
und Jahr. Derzeit liegen viele Kommunen in Deutschland 
deutlich darunter, wobei es starke regionale Unter-
schiede gibt. 

Nutzen-Kosten-Analysen zeigen, dass der volkswirt-
schaftliche Nutzen von Maßnahmen zur Förderung des 
Radverkehrs deutlich höher liegt als die Kosten. Nach 
Gotschi (2011) liegt der Median des Nutzen-Kosten-
Verhältnisses bei 5:1. Die sozialen Kosten jedes mit dem 
Pkw gefahrenen Kilometers sind sechsmal so hoch wie 
die Kosten eines mit dem Fahrrad gefahrenen Kilome-
ters (Gössling & Choi 2015). Doll et al. (2013) ermitteln 
für die Maßnahme „Modal Split des Rad- und Fußver-
kehrs“ für das Jahr 2030 eine Zunahme von BIP und 
Beschäftigung um gut ein Prozent (bei einer Zunahme 
des Radverkehrs um rund 8 Prozent am Modal Split der 
Wege, gleichzeitiger Zunahme des ÖV um 7 Prozent und 
Rückgang des Pkw-Verkehr um 15 Prozent). Positive 
Effekte durch die Verlagerung gibt es auf Lärm, Luft-

schadstoffe, Flächenverbrauch und Ressourcenbedarf. 
Hervorzuheben ist auch der positive Gesundheitsnut-
zen, der sowohl auf individueller als auch gesellschaftli-
cher Ebene zum Tragen kommt. 

Ausgestaltungsoptionen
Die wichtigste Rolle bei der Förderung des Rad- und 
Fußverkehrs nehmen die Kommunen ein. Die Kommu-
nen sollten von der Bundes- und Landesebene dabei 
jedoch ausreichend unterstützt werden. Benötigt werden 
einerseits finanzielle Mittel (sowohl für Personal als auch 
für die Investitionskosten). Andererseits sind Bund und 
Länder auch zuständig für die Verbesserung der regula-
torischen Rahmenbedingungen. 

Folgende Ansätze sind hervorzuheben: 

•	 Erhöhung der Fördermittel für den kommunalen Rad- 
und Fußverkehr (z. B. auf Bundesebene via Nationale 
Klimaschutzinitiative (NKI), auf Landesebene über 
die Landesverkehrsfinanzierungsgesetze – Beispiel 
Baden-Württemberg)

•	 Aufnahme von Elektrofahrrädern in die Kaufprämie 
Elektromobilität (Bund)

•	 Einführung eines verpflichtenden Mobilitätsmanage-
ments für alle öffentlichen Institutionen (Bund)

•	 Anpassung der Landesbauordnungen, um eine ausrei-
chen Anzahl von Abstellplätzen für Fahrräder sicher-
zustellen (Länder)

THG-Minderungsbeitrag
Die meisten Studien zur Klimaschutzwirkung des Rad-
verkehrs beruhen auf Potenzialanalysen („Was wäre, 
wenn x Prozent der Wege auf den Radverkehr verlagert 

THG-Minderung durch Förderung Rad und Fußverkehr Tabelle 2.9

Instrument Wirkmechanismen THG Minderung in 
2030

600 Mio. Euro p. a. zusätzlich für Rad- 
und Fußverkehr ab 2020

Verlagerung von 0,3 % bis 1 % des 
Pkw-Verkehrs auf Rad/Fuß 

0,3–1 Mio. t

800 Mio. Euro p. a. zusätzlich für Rad- 
und Fußverkehr ab 2020

Verlagerung von 0,4 % bis 1,3 % des 
Pkw-Verkehrs auf Rad/Fuß 

0,4–1,3 Mio. t

Eigene Berechnungen Öko-Institut
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würden; was wäre, wenn alle Städte zu Fahrradstädten 
würden“). 

Es liegen bisher jedoch nur wenige wissenschaftlich 
abgesicherte empirische Erkenntnisse zur Wirkung 
von infrastrukturellen Radverkehrsmaßnahmen vor. 
Eigene Abschätzungen im Rahmen der Quantifizierung 
des Aktionsprogramms Klimaschutz kommen zu dem 
Ergebnis, dass für jeden zusätzlichen Euro Investition 
in den Radverkehr eine Verlagerungswirkung in Höhe 
von 0,5 bis 1,4 Personenkilometer erzielt werden kann. 
Nimmt man beispielsweise eine zusätzliche Investition 
von jährlich 600 Millionen Euro ab dem Jahr 2020 an 
(das entspricht etwa 7,50 Euro pro Einwohner), so können 
damit bis 2030 0,3 bis 1 Prozent des Pkw-Verkehrs ver-
lagert werden. Der Rad- und Fußverkehr würde dadurch 
um 5 bis 12 Prozent zunehmen. 

Voraussetzung ist eine zielgerichtete Investition der 
Mittel. Außerdem sollten begleitend zu angebotsseitigen 
Maßnahmen (Rad- und Fußverkehrsanlagen) auch die 
Nachfrageseite adressiert werden, etwa über Mobilitäts-
management, Imagekampagnen usw.

2.9. Klimafreundliche Mobilität in 
Städten

Beschreibung des Instruments 
Kommunen spielen eine wesentliche Rolle im Klima- 
schutz, denn sie können vor Ort Alternativen zum 
eigenen Auto attraktiver machen. Städte mit mehr 
als 50.000 Einwohnern sind für rund 20 Prozent der 
verkehrsbedingten CO2-Emissionen verantwortlich 
und können durch eine klimafreundliche Mobilität 
in relevantem Ausmaß zum Klimaschutzziel beitra-
gen (Renewbility III). Gleichzeit haben Städte gute 
Voraussetzungen für die Umsetzung alternativer 
Verkehrskonzepte: Pkw-Fahrten in Ballungszentren 
sind leichter verlagerbar als im ländlichen Raum und 
batterieelektrische Fahrzeuge sind für kurze Entfer-
nungen besonders attraktiv. Klimafreundliche Mobili-
tät kann deutlich zur Verbesserung der Lebensqualität 
in Städten beitragen. So ist ein wesentlicher positiver 
Effekt die Reduktion von Luftschadstoffen. Durch 
Maßnahmen wie Geschwindigkeitsbeschränkun-
gen, Parkraummanagement usw. kann außerdem die 
Lärmbelastung reduziert sowie die für den ruhenden 

Verkehr benötigte Fläche reduziert und anderweitig 
genutzt werden.

Die Aspekte der Gestaltung eines nachhaltigen und 
emissionsarmen Stadtverkehrs für mehr Lebensquali-
tät finden immer häufiger Eingang in die Strategie und 
Planungen der Kommunen. Diese Entwicklung ist zum 
einen auf Entwicklungen auf EU-Ebene zurückzuführen; 
hier wurde das Handlungsfeld nachhaltiger Stadtverkehr 
durch den „Aktionsplan Urbane Mobilität“ der EU-
Kommission im Jahr 2009 aufgegriffen (KOM 2009). Zum 
anderen gibt es soziale Bewegungen in der Stadtbevölke-
rung, die explizit eine Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen für eine klimaverträgliche Stadtmobilität fordern 
(z. B. Volksentscheid Fahrrad in Berlin). Gleichzeit wer-
den bei der jungen urbanen Bevölkerung Trends sichtbar, 
die auf sinkende Pkw-Besitz- und Führerscheinquoten 
hinweisen. In manchen deutschen Großstädten ist die 
Nutzung des privaten Pkw bereits rückläufig und die 
Nutzung des Umweltverbundes nimmt zu (Agora 12 
Thesen). Diese Trends gilt es zu unterstützen und zu 
verstetigen.

Ausgestaltungsoptionen
Um Änderungen hin zu einer klimafreundlichen 
Mobilität in Städten zu fördern, bedarf es eines umfas-
senden Maßnahmenbündels, das sowohl die Attrakti-
vität der Alternativen zum eigenen Pkw adressiert als 
auch die Privilegierung des privaten Pkw reduziert. 
Ziel eines solchen Maßnahmenbündels sollte es sein, 
die Anzahl von Pkw in Städten zu verringern, ohne 
dass dies als Verlust an Lebensqualität wahrgenommen 
wird.

Entscheidende Maßnahmen sind neben einer För-
derung von aktiver Mobilität, Nahraumorientierung, 
öffentlichem Verkehr und Sharing-Dienstleistungen 
die Einführung von Parkraummanagement bzw. die 
Reduzierung des öffentlichen Parkraums und seine 
Umwidmung in öffentlich nutzbare Räume, um klima- 
freundlichere Verkehrsmittel gegenüber dem MIV 
besser zu stellen. Wesentlich ist, dass die Rahmenbe-
dingungen und Handlungsspielräume für Kommunen 
auf Bundes- und Landesebene deutlich verbessert 
werden − zum einen auf der Ebene Finanzierung und 
personelle Ausstattung, zum anderen aber auch, was 
den kommunalen Handlungsspielraum bei der Aus-
gestaltung von möglichen Maßnahmen angeht, etwa 



Agora Verkehrswende | Klimaschutz im Verkehr: Maßnahmen zur Erreichung des Sektorziels 2030

33

von Tempo 30, City-Maut oder der Parkraumbewirt-
schaftung nebst Parkkosten und Bußgelder. Rechtliche 
Rahmenbedingungen wie die Straßenverkehrsordnung 
und das Personenbeförderungsgesetz müssen ange-
passt werden, um eine umweltfreundliche Mobilität zu 
erleichtern. 

THG-Minderungsbeitrag
Im Projekt Renewbility III wurden in einem Szenario 
die Wirkungen von Maßnahmen zur Steigerung der 
Lebensqualität in Innenstädten hinterlegt: In Städten 
über 200.000 Einwohnern (entspricht 39 deutschen 
Städten) werden Zufahrtbeschränkungen für emittie-
rende Fahrzeuge eingeführt. Carsharing steht ab 2030 
flächendeckend in allen Städten ab 100.000 Einwohner 
und ab 2050 in allen Städten ab 50.000 Einwohner zur 
Verfügung. Für die Gebiete mit Carsharing-Angebot 
erfolgt eine deutliche Anhebung der Parkgebühren; die 
zusätzlichen Kosten belaufen sich auf durchschnittlich 
50 Cent (2030) und 1 Euro (2050) für jeden Parkvorgang. 
Eine Nahraumversorgung/Nutzungsdurchmischung in 
Städten wird gefördert. Im Zuge der Zufahrtsbeschrän-
kungen werden Alternativen geschaffen: Die Attrakti-
vität des ÖV wird über die Reduktion der Reisezeiten, 
etwa durch Ausweisung von Busspuren oder höhere 
Taktung, gefördert. Die Durchschnittsgeschwindigkeiten 
im Radverkehr werden aufgrund einer verbesserten Inf-
rastruktur, einer „grünen Welle“ für Radfahrer und einer 
zunehmenden Marktdurchdringung von Pedelecs um bis 
zu 16 Prozent erhöht. Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit 
wird innerorts mit Ausnahme des Hauptstraßennetzes 
eingeführt. Im Ergebnis kann die Verkehrsleistung des 
MIV in den Städten ab 50.000 Einwohner bis 2030 um 
13 Prozent und bis 2050 um 23 Prozent reduziert wer-
den. Gleichzeitig nimmt der Pkw-Bestand um 2,5 bzw. 
10 Prozent ab.

2.10. Lkw-Maut

Beschreibung des Instruments 
Die bestehende Lkw-Maut umfasst eine fahrleistungs-
abhängige Bepreisung, differenziert nach Achszahl 
sowie nach Emissions-Klassen. Bis vor Kurzem waren 
schwere Nutzfahrzeuge über 7,5 Tonnen zulässiges 
Gesamtgewicht (zGG) auf Autobahnen und 1.100 Kilo-
meter ausgewählten Bundesstraßen mautpflichtig. Das 
Vierte Gesetz zur Änderung des Bundesfernstra-
ßenmautgesetzes, das die Ausweitung der Lkw-Maut 
auf alle Bundesstraßen zum 1. Juli 2018 regelt, ist am 

31. März 2017 in Kraft getreten. Es beinhaltet einen 
Prüfauftrag bis Ende 2017 hinsichtlich der Ausweitung 
auf Fahrzeuge zwischen 3,5 und 7,5 Tonnen zulässiges 
Gesamtgewicht sowie Bemautung von Fernbussen und 
die Anlastung von Lärmkosten. 

Die Maut besteht aus zwei Kostenkomponenten: der 
Infrastrukturabgabe, welche den Bau- und Erhaltungs-
aufwand der betroffenen Straßen anlastet, und 
internali-sierten externen Kosten. Die externen Kosten 
beinhalten nicht die gesamten Luftschadstoffkosten der 
Lkw (z. B. gemäß UBA-Methodenkonvention für 
Umweltkosten), sondern sind nur so hoch, wie es die EU 
Wegekosten-richtlinie zulässt. Die aktuell gültige 
Wegekostenrichtli-nie der EU erlaubt lediglich eine 
Integration von Luft-schadstoff- sowie Lärmkosten bis 
zu einem festgelegten Maximalwert. Eine Integration 
weiterer externer Kosten, etwa für CO2 oder 

Unfallkosten, in die Lkw-Maut ist bisher nicht möglich. 
Zurzeit wird auf EU-Ebene jedoch über eine Anpassung 
der Wegekostenrichtlinie inklusive Berücksichtigung 
weiterer externer Kosten diskutiert. Außerdem wurde 
das Wegekostengutachten für den Zeitraum 2018 bis 
2022 neu erstellt.

THG-Minderung durch Klimafreundliche Mobilität in Städten Tabelle 2.10

Instrument Wirkmechanismen THG Minderung in 
2030

„Lebenswerte Städte“: Carsharing, 
Parkraumbewirtschaftung, Zufahrtsbe-
schränkungen konv. Pkw, Tempo 30

Reduktion der Pkw-Fahrleistung in 
Städten (ab 50.000 Einwohner) um 
5–20 % 

1–3,5 Mio. t 

Eigene Berechnungen Öko-Institut
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Die Infrastrukturabgabe beträgt derzeit im Mittel rund 
14 Cent/Fahrzeugkilometer (Alfen Consult 2014) und 
betrifft rund die Hälfte der Fahrleistung. Die externen 
Kosten betreffen aktuell nur die Luftschadstoffe, die 
über die Schadstoffklassen (Euro 0 bis VI) abgebil-
det sind. Es lässt sich eine starke Lenkungswirkung 
bezüglich der in der Maut adressierten Umweltkosten 
feststellen, wie der schnelle Umstieg auf Euro-VI-
Fahrzeuge zeigt. Diese haben in der aktuellen Mautge-
staltung aufgrund geringerer Luftschadstoffemissionen 
einen Kostenvorteil von rund 2 Cent/Fahrzeugkilometer 
gegenüber einem Euro-V-Fahrzeug. 

Ausgestaltungsoptionen
Für die Anlastung zusätzlicher externer Kosten kann 
für verschiedene Fahrzeugtypen auf die Sätze von UBA 
(2015) zurückgegriffen werden. Berücksichtigt werden 
sollten dabei die CO2- und Schadstoffemissionen, der 
Abrieb, Lärm sowie die Emissionen des Lebenszyk-
lus. Die Differenzierung zwischen den Antrieben im 
Ist-Zustand ist bei schweren Nutzfahrzeugen weniger 
essentiell als bei Pkw, da derzeit praktisch ausschließ-
lich Dieselfahrzeuge zum Einsatz kommen. Jedoch 
bringt die Elektrifizierung auch bei den schweren Nutz-
fahrzeugen Vorteile bei den Umweltkosten – vor allem 
bezüglich CO2- und Luftschadstoffen – mit sich und 
kann daher Anreize für die Elektrifizierung schaffen. 
Die Umweltkostensätze werden im Verlauf der Jahre 
mit Effizienzanstiegen und steigenden CO2-Preisen 
angepasst. Die Aktualisierung der Methodenkonvention 
steht für das Jahr 2018 aus und wird auch neue, abge-
stimmte Umweltkostensätze mit sich bringen.

Eine Ausweitung auf das gesamte Straßennetz ist 
nach der erfolgten Ausweitung auf alle Bundesstraßen 
Mitte 2018 mit vergleichsweise geringem Aufwand 
verbunden, da die Ausweitung in 2018 eine Ausstat-
tung der Flotte mit automatischer On-Board-Stre-
ckenerfassung mit sich bringt. Des Weiteren ist eine 
Ausweitung auf das gesamte Straßennetz ein logischer 
und konsequenter nächster Schritt, einerseits um die 
Infrastrukturkosten in vollem Umfang zu erfassen, 
andererseits um auch die Erfassung und Internalisie-
rung der externen Kosten nicht nur auf ausgewählten 
Strecken durchzusetzen

THG-Minderungsbeitrag
Die Lkw-Maut kann in verschiedene Richtungen 
wirken. Einerseits kann sie zu einer Verlagerung auf 
Schiene und Binnenschiff beitragen (unter der Voraus-
setzung, dass diese Alternativen attraktiv genug sind). 
Andererseits kann sie zu einer Erhöhung der Auslas-
tung von Fahrzeugen und zur Vermeidung von Leer-
fahrten beitragen.

Für die Berechnung des Minderungsbeitrags wurde 
eine Elastizität der Lkw-Fahrleistung auf die Trans-
portkosten von -0,6 angenommen (siehe Maßnahme 
„Energiesteuer“). Der in der Tabelle dargestellte Minde-
rungsbeitrag im Jahr 2030 ist berechnet gegenüber einer 
Referenz, in welcher die Lkw-Maut entsprechend der 
aktuellen Beschlusslage ab Juli 2018 auf allen Bundes-
straßen gilt. 

THG-Minderung durch Lkw-Maut Tabelle 2.11

Instrument Wirkmechanismen THG Minderung in 
2030

Ausweitung der Lkw-Maut auf alle 
Straßen ab 2025

Reduktion der Lkw-Fahrleistung um 
rd. 4 %

0,3–1 Mio. t

Ausweitung der Lkw-Maut auf alle 
Straßen ab 2025 sowie Internalisie-
rung von externen Kosten (schwere 
Lkw: zusätzlich rd. 17 ct/km) 

Reduktion der Lkw-Fahrleistung um 
rd. 13 %

0,4–1,3 Mio. t

Eigene Berechnungen Öko-Institut



Agora Verkehrswende | Klimaschutz im Verkehr: Maßnahmen zur Erreichung des Sektorziels 2030

35

2.11. Verlagerung von Güterverkehr auf 
die Schiene

Beschreibung des Instruments 
Der Güterverkehr macht derzeit rund ein Drittel der 
Treibhausemissionen des Verkehrssektors aus und 
seine Wachstumsraten hinsichtlich der Verkehrs-
leistung werden als weiter steigend prognostiziert. 
Maßnahmen zur Reduktion der Emissionen im 
Güterverkehr spielen damit eine wesentliche Rolle 
für den Klimaschutz. Die spezifischen Treibhaus-
gasemissionen des Schienen-güterverkehrs liegen 
bezogen auf eine transportierte Tonne bei rund einem 
Viertel der Emissionen des Lkw (Agora 12 Thesen). Die 
Verlagerung von Transporten von der Straße auf die 
Schiene ist damit zentral. Derzeit liegt der Marktanteil 
der Güterbahnen bei knapp 18 Prozent (Allianz pro 
Schiene 2016). 

Für die Verlagerung auf die Schiene gibt es vor allem 
beim kombinierten Verkehr gut geeignete Güter (vor 
allem Containern) und ein erhebliches Potenzial. 
Auch bei Massengütern, bei denen die Schiene bereits 
jetzt größere Anteile besitzt, besteht ein zusätzliches 
Verlagerungspotenzial. Dass grundsätzlich ein höherer 
Anteil der Schiene am Güterverkehr möglich ist, zeigen 
beispielsweise die Schweiz mit einem Schienenanteil 
am Güterverkehr von 46 Prozent und Schweden mit 
38 Prozent. Eine Studie des Umweltbundesamtes zeigt, 
dass − sofern die Schienenkapazität in Deutschland 
markant erhöht wird und alle schienenaffinen Güter 
tatsächlich mit Güterbahnen transportiert werden − 
sich nach heutigem Kenntnisstand und angesichts 
der Wachstumsprognosen der Anteil des Schienen-
güterverkehrs an der Verkehrsleistung bis 2030 auf 
23 Prozent erhöhen lässt (UBA 2016b). 

Eine Herausforderung bei der zunehmenden Verlage-
rung von Gütern auf die Schiene stellt der Lärmschutz 
dar. Wesentlich ist daher neben der Förderung des 
Schienengüterverkehrs eine Umrüstung der Güter-
wagen und leise Bremsen. Die Bundesregierung hat 
das gesetzliche Ziel verankert, dass ab 2020 nur noch 
Güterwagen mit leisen Bremssohlen auf dem deutschen 
Schienennetz fahren dürfen, und stellt für die Umrüs-
tungsförderung auch finanzielle Mittel bereit.

Ausgestaltungsoptionen
Um gegenüber der Referenzentwicklung zusätzlichen 
Transport von Gütern auf der Schiene zu erreichen, sind 
wirkungsvolle Maßnahmen notwendig. Die Kapazitäten 
im Schienennetz und vor allem auf den Hauptachsen 
und in den Knoten bzw. bei den Umschlaganlagen sind 
zunehmend knapp. Notwendig ist deshalb vor allem ein 
verstärkter Ausbau der Schienengüterverkehrsachsen 
(UBA 2016b: Erhöhung der Schienenkapazität um 60 
bis 70 Prozent). 

Der Ausbau von Terminals des kombinierten Verkehrs 
ist oftmals schwierig, vor allem aufgrund langer und 
unsicherer Verfahren (Einsprachen etc.). Der Abfluss von 
Haushaltsmitteln zur Förderung des kombinierten Ver-
kehrs nicht bundeseigener Unternehmen sowie privater 
Gleisanschlüsse bleibt seit Jahren hinter dem Haushalts-
ansatz zurück. Die Verfahren müssen daher deutlich ver-
einfacht und attraktiver gestaltet werden. Um tatsächlich 
eine Verlagerung auf die Schiene zu erreichen, bedarf es 
eines starken Ausbaus der Verlagerungsinfrastruktur 
des kombinierten Verkehrs und von Umschlagzentren im 
konventionellen Verkehr (UBA 2016b: Verdopplung der 
KV-Kapazitäten). 

Zusätzlich braucht es neue Finanzierungsansätze, bei-
spielsweise eine Zweckbindung eines Teils der Maut-
zuschläge für Umweltkosten zur Förderung des kombi-
nierten Verkehrs und eine Erhöhung der Finanzmittel 
für Bahninfrastrukturfinanzierung (z. B. via LuFV) (UBA 
2016b).

Um aber nicht nur zukünftiges Verkehrswachstum auf 
die Schiene zu lenken, sondern eine Verlagerungswir-
kung zu erzielen, muss der Schienenverkehr im Ver-
gleich zur Straße billiger werden. Das kann durch eine 
Erhöhung der Transportkosten für Langstrecken auf der 
Straße bewirkt werden. Eine Mautpflicht für alle Lkw-
Größenklassen und auf allen Straßen sowie die Einbe-
ziehung externer Kosten in die Mautformel kann dies 
ermöglichen (siehe Abschnitt 2.10). 

THG-Minderungsbeitrag
Im Rahmen des Projekts Renewbility III wurden 
als Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung der 
Schiene vor allem eine Verlängerung von Zügen auf 
740 Meter, eine Beschleunigung von Umschlagzeiten 
und Zugbildungszeiten durch effizientere Technik, 
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eine höhere Streckengeschwindigkeit und weniger 
betriebsbedingte Halte in den Szenarien hinterlegt. Die 
Kosten für den Lkw erhöhen sich nur leicht aufgrund 
steigender Kraftstoffpreise. Gegenüber der Referen-
zentwicklung lässt sich so der Anteil der Schiene im 
Jahr 2030 um 2,8 Prozent erhöhen;der Treibhausgas-
minderungsbeitrag beträgt rund 1,9 Millionen Tonnen 
(Öko-Institut 2016).

In der Studie des Umweltbundesamtes steigt der 
Modal-Split-Anteil der Schiene bis 2030 von 18 Pro-
zent auf 23 Prozent (UBA 2016b). Damit verbunden ist 
eine Treibhausgasminderung von circa 3,9 Millionen 
Tonnen. Hinterlegt sind im UBA-Szenario: ein Anstieg 
der Lkw-Maut um 40 bis 60 Prozent, (6 bis 9 ct/km), ein 
Anstieg der Kraftstoffpreise wie in der Verkehrsprognose 
2030, eine Erhöhung der Trassenpreise um 10 Prozent, 
eine Erhöhung der Leistungs- und Finanzierungsver-
einbarung (LuFV) um jährlich 2,75 Milliarden Euro auf 
4 Milliarden Euro pro Jahr und der Investitionszuschüsse 
für den kombinierten Verkehr und für Gleisanschlüsse, 
sowie schließlich ein Ausbau der Schienenkapazität 
um 60 bis 70 Prozent und eine Verdopplung der KV-
Kapazitäten. Für die Berechnung der Minderung wurde 
der Verlagerungseffekt vereinzelt, also ohne die Effekte 
der anderen genannten Maßnahmen zu berücksichtigen, 
welche durch Effizienzgewinne und Vermeidungseffekte 
weitere Minderungen erzielen. 

2.12. Einsatz alternativer Kraftstoffe 

Beschreibung des Instruments 
Eine weitere Möglichkeit, die CO2-Emissionen im 
Verkehrssektor zu senken, ist der Einsatz CO2-freier 
Kraftstoffe. In der Diskussion stehen zurzeit biogene und 
strombasierte Kraftstoffe auf der Basis von erneuerbaren 
Energien.

In Deutschland kamen im Jahr 2015 105 Petajoule (PJ) 
Biokraftstoffe zum Einsatz (4,6  Prozent des Kraftstoff-
verbrauchs). Die derzeit überwiegend verwendeten 
Biokraftstoffe aus Anbaubiomasse stehen in den letzten 
Jahren verstärkt in der Kritik. Wesentlicher Kritik-
punkt an Biokraftstoffen ist die Konkurrenz mit dem 
Anbau von Nahrungs- und Futtermitteln um begrenzt 
verfügbare Flächen und die daraus resultierenden 
indirekten Landnutzungsänderungen. Berücksichtigt 
man indirekte Landnutzungsänderungen, so kann die 
Treibhausgasemissionsbilanz einzelner Kraftstoffe 
schlechter ausfallen als die der fossilen Referenz. 
Konventionelle Biokraftstoffe aus Anbaubiomasse sind 
im Markt etabliert, aus Nachhaltigkeitsgründen und 
wegen der begrenzt optimierbaren Klimabilanz dürf-
ten sie allerdings nur noch für einen kurzen Übergang 
Relevanz haben und nach 2020 vermutlich an Bedeu-
tung verlieren. Als Alternative zu Biokraftstoffen der 
ersten Generation werden zunehmend Biokraftstoffe 
aus Abfall- und Reststoffen genannt, welche derzeit 
bereits zu rund einem Fünftel genutzt werden (vor allem 
Diesel aus Altspeiseöl). Ihr Potenzial ist jedoch begrenzt 
bzw. sie werden bereits häufig auf anderen etablierten 
Verwertungswegen genutzt. Biokraftstoffe aus Rest-
stoffen können womöglich auf dem Weg zu vollständig 

THG-Minderung durch Verlagerung von Güterverkehr auf die Schiene Tabelle 2.12

Instrument Wirkmechanismen THG Minderung in 
2030

Anreize zur Verlagerung des Straßen-
güterverkehrs auf die Schiene

Anteil der Schiene am GV im Jahr 
2030 steigt um 2,8 % (auf 21,4 %)

2 Mio. t

Starke Anreize zur Verlagerung des 
Straßengüterverkehrs auf die Schiene

Anteil der Schiene am GV im Jahr 
2030 steigt um 5 % (auf 23,4 %)

3,5 Mio. t

Eigene Berechnungen Öko-Institut
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dekarbonisierten Antrieben eine Brückenfunktion 
übernehmen, eine darüberhinausgehende Bedeutung ist 
angesichts der begrenzten Reststoffmengen aber nicht 
zu erwarten.

Strombasierte gasförmige und flüssige Energieträger 
bieten die Möglichkeit, über Elektrolyse Strom indirekt 
als Wasserstoff oder in Form von Kohlenwasserstof-
fen für den Verkehrssektor nutzbar zu machen. Ihre 
Klimaschutzwirkung hängt dabei wesentlich davon 
ab, welcher Strommix für die Elektrolyse und für die 
CO2-Gewinnung genutzt wird. Durch die notwendigen 
Umwandlungsschritte stehen je nach Prozesspfad noch 
40 bis 60 Prozent der ursprünglichen Energiemenge 
als Flüssigkraftstoff (PtL) zur Verfügung. Die Mengen-
bedarfe im Verkehrssektor lassen eine weitgehende 
Energieversorgung des gesamten Verkehrs mit in 
Deutschland hergestellten synthetischen Kraftstoffen 
als unwahrscheinlich erscheinen (Öko-Institut 2016). 
Auch die Kostenstruktur − die Kosten synthetischer 
Kraftstoffen entstehen bei entsprechender Auslastung 
der Anlagen vor allem durch die Kosten des Strombe-
zugs − lässt erwarten, dass ein Großteil der syntheti-
schen Kraftstoffe an Standorten mit günstigeren Bedin-
gungen für die erneuerbare Stromerzeugung produziert 
wird (Agora Verkehrswende, Agora Energiewende und 
Frontier Economics 2018). Ähnlich wie bei fossilen 
und biogenen Kraftstoffen ist davon auszugehen, dass 
ein globaler Markt für synthetische Kraftstoffe entste-
hen wird. Dementsprechend sind international gültige 
Nachhaltigkeitsstandards für strombasierte Kraftstoffe 
zwingend. Denn allein die Tatsache, dass diese auf der 
Basis von EE-Strom erzeugt werden, garantiert nicht 
ihre Nachhaltigkeit, etwa hinsichtlich des Bezugs von 
Wasser für die Elektrolyse. 

Ausgestaltungsoptionen
Die EU hat den Klimaschutz bei den Kraftstoffen bislang 
über zwei Instrumente adressiert: Zum einen über 
die Beimischungsquote (Ansatz RED 12), die als Vor-
aussetzung für die Anrechenbarkeit auf die Quote für 
biogene Kraftstoffe unter anderem eine THG-Mindest-
Einsparung vorschreibt; zum anderen über die direkte 
Dekarbonisierung (Ansatz FQD 13), wonach die Kraft-
stoffunternehmen nachweisen müssen, dass sie über die 

12  Renewable Energy Directive.
13 Fuel Quality Directive.

eingesetzten Kraftstoffe bis Ende 2020 eine Minderung 
um 6 Prozent gegenüber dem fossilen Basiswert für 
Kraftstoffe erzielen. 

Die in der RED von 2009 gesetzte Quote von 10 Prozent 
erneuerbaren Energien im Verkehr im Jahr 2020 wurde 
für konventionelle Biokraftstoffe auf Basis von Nah-
rungsmittelpflanzen auf maximal 7 Prozent gedeckelt. 
Mit dem Kommissionsvorschlag zur Neufassung der RED 
soll der Anteil der Biokraftstoffe aus Anbaubiomasse 
auf maximal 3,8 Prozent in 2030 reduziert werden. Im 
Gegenzug sollen unter anderem die fortschrittlichen 
Biokraftstoffe bis auf 3,6 Prozent angehoben werden. Die 
Gesamtquote für den Verkehrssektor mit dem Zielwert 
von 6,8 Prozent in 2030 beinhaltet außerdem stromba-
sierte Energieversorgungsoptionen und abfallbasierte 
fossile Kraftstoffe (etwa auf Basis von nichtbiogenen 
Anteilen im Hausmüll) (ICCT 2017).14 Bei den Vorgaben 
der RED handelt es sich um Mindestvorgaben. Diese 
können bei der Umsetzung auf nationaler Ebene auch mit 
höheren Quoten belegt werden.

Ein weiteres mögliches Lenkungsinstrument, um den 
Einsatz CO2-freier Kraftstoffe zu fördern, ist eine nach 
den CO2-Emissionen ausdifferenzierte Besteuerung 
der eingesetzten Energieträger. Nach aktueller Gesetz-
gebung und Beschlusslage sind die Energiesteuersätze 
je nach Energie- und Verkehrsträger differenziert und 
unterschiedlich hoch. Sie haben aber keinen Bezug zum 
Energiegehalt oder zu den Treibhausgasemissionen, die 
bei der Nutzung der Kraftstoffe entstehen. 

THG-Minderungsbeitrag
In der vorliegenden Studie wird der Fokus auf die 
direkten Emissionen des Verkehrssektors gelegt, da diese 
sogenannte sektorale Abgrenzung Grundlage unter ande-
rem der Klimaberichterstattung und des Klimaschutz-
ziels im Klimaschutzplan 2050 ist. Damit ist eine bessere 
Vergleichbarkeit gegeben. Wesentlich zu beachten ist 
dann aber, dass bei der sektoralen Abgrenzung Biokraft-

14 In dem (nach Fertigstellung dieser Berechnungen) aus-
gehandelten politischen Kompromiss zur RED wurde das 
Erneuerbaren-Ziel für Verkehr auf insgesamt 14 Prozent 
im Jahr 2030 angehoben, Nahrungsmittelpflanzen sind 
weiterhin bei einem Maximum von 7 Prozent gedeckelt, die 
Anrechnung von Palmöl wird etwa auf heutigem Niveau 
eingefroren und im Jahr 2030 beendet. Siehe: Walsh (2018). 



Klimaschutz im Verkehr: Maßnahmen zur Erreichung des Sektorziels 2030

38

stoffe und Strom mit null CO2-Emissionen bilanziert 
werden. Die klimarelevanten Emissionen, die bei deren 
Herstellung entstehen, werden also nicht berücksichtigt. 
Der Treibhausgasminderungsbeitrag entspricht damit 
immer dem Anteil der biogenen oder strombasierten 
Kraftstoffe am gesamten Kraftstoffbedarf. 
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3.1. Ausgestaltung der Szenarien 

Welche Kombinationen von Instrumenten sind 
möglich und notwendig, um das Klimaschutzziel 
im Verkehr bis zum Jahr 2030 zu erreichen? Es gibt 
dafür mehr als einen denkbaren Weg. Die im Kapi-
tel 2 vorgestellten Politikinstrumente können dabei in 
unterschiedlicher Kombination und Ausprägung zur 
Anwendung kommen. 

In der politischen Realität ist der Instrumentenmix, das 
sei vorab betont, von den Entscheidungen unterschied-
liche Akteure abhängig. Je mehr CO2 über EU-Vorgaben 
eingespart wird, umso weniger muss durch nationale 
bzw. kommunale Maßnahmen eingespart werden. Dieser 
Zusammenhang gilt natürlich auch in umgekehrter 
Richtung: Je mehr über nationale Gesetze reduziert wird, 
umso weniger eng müssen die EU-Vorgaben gefasst 
sein. Gleiches gilt auch auf der nationalen Ebene – je 
mehr durch bundespolitische Maßnahmen erreicht wird, 
desto weniger müssen die Länder bzw. Kommunen zum 
Erreichen der Klimaziele im Verkehr beitragen. Grund-
sätzlich gilt jedoch, dass alle politischen Ebenen zusam-
menarbeiten müssen, damit Verkehrspolitik im Lichte 
des Klimaschutzes effektiv wirkt.

Vor diesem Hintergrund lassen sich analytisch drei 
Handlungsoptionen unterscheiden: Emissionsminde-
rungen lassen sich erstens durch die Regulierung von 
Standards und Effizienzvorgaben für Fahrzeuge bewir-
ken. Zweitens können erhöhte Nutzerkosten sowohl 
Verkehrsmittel mit geringem Energieverbrauch stärken 
(öffentlicher Verkehr, Rad-/Fußverkehr, Schienenver-
kehr) als auch zu einer Senkung der Verkehrsnachfrage 
beitragen. Und drittens können dekarbonisierte Kraft-
stoffe in gewissem Umfang zur Emissionsminderung 
beitragen. Realistischerweise ist davon auszugehen, dass 
nur ein Instrumentenmix zum Ziel führt. Dieser Mix 
kann jedoch unterschiedliche Schwerpunkte haben. 

Im Folgenden werden beispielhaft drei Szenarien 
beschrieben, welche das Klimaschutzziel im Verkehr 
erreichen. Jedes der Szenarien reizt eine der drei zen-
tralen Strategien für Klimaschutz im Verkehrssektor 

03 |  Drei Szenarien zur Erreichung des  
Klimaschutzziels im Verkehr

(Effizienzsteigerung der Fahrzeuge, Verkehrsverla-
gerung, dekarbonisierte Kraftstoffe) maximal aus und 
führt bis zum Jahr 2030 zu einer Emissionsminderung 
von rund 48 Millionen Tonnen gegenüber der Refe-
renzentwicklung. Damit wird das im „Klimaschutzplan 
2050“ anvisierte Sektorziel erreicht. Zuständig für den 
Instrumenteneinsatz sind in unterschiedlichem Maße 
europäische und nationale Entscheidungsträger. 

Die Szenarien sind nicht als Empfehlung zu verstehen, 
sondern als theoretisches Konstrukt und Diskussions-
grundlage. Sie sollen verdeutlichen, welche Maßnahmen 
wie ambitioniert ausfallen müssen, damit sie maßgeblich 
zur Erreichung des Klimaschutzziels beitragen können. 

Das Szenario „Standards und Effizienz“ legt den Schwer-
punkt auf die Strategien Effizienzsteigerung und 
alternative Antriebe (hauptsächlich über europäische 
Gesetzgebung). Das Szenario, „Nutzerkosten und Ver-
kehrsnachfrage“ wirkt vor allem über eine Reduzierung 
der Verkehrsnachfrage (die durch nationale Regelungen 
bewirkt wird). Da weder die Effizienzsteigerung noch die 
Verkehrsverlagerung allein in der Lage sind, das Klima-
schutzziel zu erreichen, werden beide Szenarien durch 
Instrumente (in weniger ambitionierter Ausgestaltung) 
aus der jeweils anderen Strategie ergänzt. Der Anteil 
dekarbonisierter Kraftstoffe wird in diesen Szena-
rien nicht verändert. Als dritter Fall wird das Szenario 
„Kraftstoffe“ untersucht, bei dem der Einsatz alternativer 
Kraftstoffe im Vordergrund steht. 

3.1.1. Referenzszenario
Das in dieser Studie verwendete Referenzszenario baut 
auf dem Mit-Maßnahmen-Szenario (MMS) des Pro-
jektionsberichts der Bundesregierung 2017 (BReg 2017) 
auf. Im Vergleich zum MMS wurden allerdings einige 
Aktualisierungen von Modellparametern und Annahmen 
vorgenommen. So wurden zum Beispiel die Kaufprämie 
für E-Pkw und die Ausweitung der Lkw-Maut auf alle 
Bundesstraßen der Referenzentwicklung mit zugrunde 
gelegt. 

Die Verkehrsnachfrage des Referenzszenarios basiert 
auf der im Auftrag des Bundesministerium für Verkehr 
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und digitale Infrastruktur angefertigten Verkehrspro-
gnose (Intraplan; BVU 2014) und entspricht somit der 
Verkehrsnachfrageentwicklung, welche auch im Mit-
Maßnahmen-Szenario (MMS) des Projektionsberichts 
2017 (BReg 2017) hinterlegt wurde.15 Die Kraftstoffpreise 
steigen im Referenzszenario zwischen 2015 und 2030 
um rund 20 Prozent (durch die angenommene Verdopp-
lung des Ölpreises bei nominal konstanten und damit real 
zurückgehenden Energiesteuern). 

Zudem wurden im Modell die neuesten Pkw-Kostenkur-
ven implementiert.16 Es kommt in der Referenzentwick-
lung auch ohne Fortschreibung der CO2-Emissionsstan-
dards zu einer weiteren Durchdringung der Flotte mit 
Elektrofahrzeugen. Für Lkw wird im Referenzszenario 
eine Effizienzsteigerung von 0,2 Prozent pro Jahr ange-
nommen. Bei Biokraftstoffen wurde auf Basis des Kom-
missionsvorschlags zur REDII ein Anteil von 6,8 Prozent 
(energetisch) im Jahr 2030 hinterlegt.

Insgesamt liegen die THG-Emissionen in dem in dieser 
Studie verwendeten Referenzszenario im Jahr 2030 bei 
146 Millionen Tonnen. Zur Erreichung des Klimaschutz-
ziels von 95 bis 98 Millionen Tonnen verbleibt also eine 
Lücke von mindestens 48 Millionen Tonnen. 

3.1.2. Szenario „Standards & Effizienz“
Das Szenario „Standards & Effizienz“ zeichnet sich 
durch sehr ambitionierte Effizienzstandards bei Pkw, 
LNF und Lkw aus. Der auf EU-Ebene regulierte Ziel-
wert für Pkw wird auf 60 Gramm pro Kilometer (WLTP) 
in 2025 und 30 Gramm pro Kilometer (WLTP) in 2030 
fortgeschrieben, was einer Effizienzsteigerung von 50 
bzw. 75 Prozent gegenüber 2021 entspricht. Zusätzlich 
wird unterstellt, dass die Realabweichung ab dem Jahr 
2025 auf 15 Prozent begrenzt wird. Um einen maximal 
denkbaren Beitrag der Lkw zur Reduktion des Endener-

15 Aktuelle Trends zeigen in eine Richtung, dass die Verkehrs-
nachfrage (unter anderem durch gegenüber der Verkehrs-
prognose höhere Bevölkerungsprognosen) auch stärker 
steigen könnte, was entsprechend mit Mehremissionen 
einhergehen würde. So sind die Verkehrsemissionen in den 
vergangenen Jahren sogar wieder gestiegen und lagen nach 
Schätzung des BMU im Jahr 2017 bei mehr als 170 Millionen 
Tonnen (UBA, BMU 2018). 

16 Für eine genauere methodische Erläuterung der Modellie-
rung der Referenzentwicklung siehe Agora Verkehrswende 
(2018). 

gieverbrauchs zu erreichen, werden Emissionsstandards 
bereits ab dem Jahr 2020 eingeführt (entsprechend der 
Ausgestaltungsvariante „hoch“ in Abschnitt 2.2). Die 
mittlere Reduktionsrate von neu zugelassenen Lkw (über 
alle Größenklassen) liegt dann bei gut 4 Prozent also 
deutlich über dem in der Referenzentwicklung ange-
nommenen Wert von 0,2 Prozent. 

Zusätzlich zu Effizienzstandards braucht es flankierend 
nationale Maßnahmen zur Förderung der Elektromo-
bilität wie den Ausbau der Ladeinfrastruktur oder ein 
Bonus-Malus-System, um die Nachfrage nach Elektro-
fahrzeugen auch aus Nutzerperspektive anzureizen.

Gleichzeitig sind fiskalische Instrumente notwendig, 
um das Klimaschutzziel zu erreichen. Der Steuersatz auf 
Dieselkraftstoff wird bis 2024 an den auf Benzin ange-
glichen. Im Gegenzug wird die Kfz-Steuer für Diesel-
Pkw reduziert. Zwischen 2024 und 2028 steigt die 
Energiesteuer dann zusätzlich um insgesamt 15 Cent an. 
Der Dieselpreis liegt dadurch nach diesem Szenario im 
Jahr 2030 gut 40 Prozent höher als in der Referenzent-
wicklung. Des Weiteren wird die Dienstwagensteuer um 
eine fahrleistungsabhängige Komponente ergänzt sowie 
CO2-abhängig ausgestaltet und die Lkw-Maut wird ab 
dem Jahr 2025 auf alle Straßen ausgeweitet. Als Förder-
maßnahme wird sowohl der Radverkehr mit zusätzlich 
600 Millionen Euro pro Jahr gefördert, was einer Belas-
tung von etwa 7,50 Euro pro Einwohner entspricht, als 
auch das Angebot des öffentlichen Verkehrs verbessert 
(siehe Tabelle 1).

3.1.3. Szenario „Nutzerkosten & Verkehrsnachfrage“
Dem Szenario „Nutzerkosten & Verkehrsnachfrage“ 
liegt die Strategie zugrunde, die Klimaschutzziele 2030 
möglichst weitgehend durch Änderungen in der Ver-
kehrsnachfrage zu erreichen. Damit spielen in diesem 
Szenario vor allem Steuern und Abgaben eine tragende 
Rolle sowie die gleichzeitige Förderung umweltver-
träglicher Verkehrsträger. Wie im Szenario „Standards 
& Effizienz“ wird die Energiesteuer auf Dieselkraftstoff 
an die auf Benzin angeglichen. Die Kilometerkosten der 
Pkw werden aber vor allem durch die Einführung einer 
streckenabhängigen Pkw-Maut adressiert, die ab 2024 
4 Cent/Kilometer (ct/km) für die Infrastrukturfinanzie-
rung beträgt. Ab 2028 werden zusätzlich Umweltkosten 
in Höhe von rund 5 ct/km internalisiert, sodass sich die 
Kilometerkosten gegenüber der Referenzentwicklung 
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verdoppeln. Wie im Szenario „Standards & Effizienz“ 
wird die Dienstwagensteuer fahrleistungsabhängig und 
CO2-abhängig ausgestaltet. Auch bei der Lkw-Maut 
werden zusätzlich zur Ausweitung auf alle Straßen die 
externen Kosten ab dem Jahr 2028 internalisiert, sodass 
zusätzlich (bei Sattelzügen) rund 17 ct/km auf den Maut-
Satz aufgeschlagen werden. Es wird eine Geschwindig-
keitsbegrenzung von 120 km/h auf Bundesautobahnen 
ab dem Jahr 2021 eingeführt. Um eine Verlagerung 
auf energieärmere Verkehrsträger zu erreichen, muss 
gleichzeitig deren Angebot deutlich verbessert werden. 
Dafür wird der Radverkehr mit zusätzlich 800 Millionen 
Euro pro Jahr (10 Euro pro Einwohner) gefördert, und 
eine Finanzierungsreform beim öffentlichen Verkehr 
durchgeführt. Um die Lebensqualität in Städten zu ver-
bessern und gleichzeitig einen Beitrag zum Klimaschutz 
zu leisten, wird in Städten die Parkraumbewirtschaftung 
ausgebaut und der rechtliche Rahmen dahingehend 
verändert, dass die Kommunen deutlich mehr Hand-
lungsspielraum bekommen. Die Sätze im Bußgeldkatalog 
werden stark erhöht und Regeln für Falschparker ver-
schärft. Carsharing steht flächendeckend innerhalb aller 
Städte ab 50.000 Einwohnern zur Verfügung. Gleichzei-
tig erfolgt eine deutliche Anhebung der Parkgebühren. 
Eine Nahraumversorgung/Nutzungsdurchmischung in 
Städten wird gefördert. Tempo 30 als Regelgeschwindig-
keit wird innerorts mit Ausnahme des Hauptstraßennet-
zes eingeführt.

Für Verlagerung von Güterverkehr von der Straße auf 
die Schiene sind unter anderem die Kostenstrukturen 
maßgeblich, die in diesem Szenario über die Lkw-Maut 
und die Angleichung der Diesel- an die Benzinsteuer-
sätze erfolgt. Zusätzlich muss aber auch das Angebot 
der Schiene verbessert und deren Kapazitäten erhöht 
werden. Für eine entsprechende Förderung des Schie-
nengüterverkehrs werden die vom UBA (2016) vorge-
schlagenen zusätzlichen Maßnahmen übernommen: eine 
Erhöhung der Leistungs- und Finanzierungsvereinba-
rung (LuFV) um 2,75 Milliarden pro Jahr auf 4 Milliarden 
pro Jahr, Investitionszuschüsse für den kombinierten 
Verkehr und für Gleisanschlüsse, die Erhöhung der 
Schienenkapazität um 60 bis 70 Prozent sowie eine Ver-
dopplung der Kapazitäten des kombinierten Verkehrs. 
Im Szenario „Nutzerkosten & Verkehrsnachfrage“ gibt es 
nur eine geringe Effizienzentwicklung bei Pkw, LNF und 
Lkw. Der Pkw-Zielwert enthält gemäß dem Kommis-
sionsvorschlag bis 2030 eine nominale Reduktion um 

30 Prozent, was real etwa 23 Prozent bedeutet. Bei Lkw 
über 12 Tonnen wird die Einführung von Emissions-
standards im Jahr 2025 angenommen und ab dann eine 
Reduktionsrate von 1,6 bis 1,9 Prozent hinterlegt (siehe 
Tabelle 1).

3.1.4. Szenario „Kraftstoffe“
Im Szenario „Kraftstoffe“ wird die notwendige CO

2-
Reduktion hauptsächlich durch alternative Kraftstoffe 
erzielt. Für die Effizienzsteigerung von Pkw, LNF und 
Lkw werden dieselben Annahmen wie im Szenario „Nut-
zerkosten & Verkehrsnachfrage“ getroffen. Auf dieser 
Grundlage wird der Anteil strombasierter Kraftstoffe so 
gewählt, dass das Sektorziel erreicht wird. Eine Verla-
gerung erfolgt dabei nur dadurch, dass die zusätzlichen 
Kosten für strombasierte Kraftstoffe auf den Nutzer 
umgelegt werden und dadurch die energieintensiven 
Verkehrsträger etwas teurer werden. Die zusätzlichen 
Kosten für strombasierte Kraftstoffe entsprechen dabei 
den Annahmen gemäß Agora Verkehrswende, Agora 
Energiewende und Frontier Economics (2018). In dem 
Szenario ergibt sich für das Jahr 2030 ein Anteil von 
25 Prozent strombasierter Kraftstoffe zusätzlich zu den 
6,8 Prozent Biokraftstoffen. 

Das Szenario stellt eine theoretische Betrachtung dar. 
Das Szenario trifft also keine Aussage darüber, ob strom-
basierte Kraftstoffe in dem hier hinterlegten Umfang 
verfügbar sein könnten oder ob deren Einsatz unter 
Beachtung von Nachhaltigkeitskriterien überhaupt mög-
lich und sinnvoll wäre.
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Szenario-Annahmen im Überblick Tabelle 3.1.

Standards & Effizienz Nutzerkosten & Verlagerung Kraftstoffe

Effizienz-
steigerungen Pkw 

• -50 % (in 2025),
 -75 % (in 2030)
• Flankierende nationale 

Maßnahmen zur Förde-
rung E-Mobilität

gemäß Kommissionsvor-
schlag -15 % (in 2025), 
-30 % (in 2030)

gemäß Kom-
missionsvor-
schlag 
-15 % (in 2025), 
-30 % (in 2030)

Effizienz-
steigerungen Lkw

Einführung Grenzwerte in 
2020, Reduktion 4,7 % p. a. 
für Sattelzüge, zusätzlich 
Elektrifizierung und OL-Lkw

1,6–1,9 % p. a. 1,6–1,9 % p. a.

Fiskalische 
Instrumente

• Energiesteuer: Anglei-
chung Diesel an Benzin 
bis 2024, weitere Ener-
giesteuererhöhung 2024 
bis 2028 um 15 ct/Liter 
Außerdem reduzierte 
Kfz-Steuer für Diesel.

• Ausweitung Lkw-Maut 
auf alle Straßen ab 2025

• Dienstwagensteuer: 
fahrleistungsabhängige 
Komponente + CO2-ab-
hängige Ausgestaltung

• Energiesteuer: Angleichung 
Dieselsteuer an Benzin bis 
2024. Im Ausgleich redu-
zierte Kfz-Steuer für Diesel.

• Pkw-Maut: ab 2025 4 ct/
km für Infrastruktur, ab 
2028 inklusive Umweltkos-
ten (zusammen ca. 9 ct/
km) 

• Dienstwagensteuer: fahr-
leistungsabhängige Kom-
ponente und CO2-abhän-
gige Ausgestaltung

• Tempolimit 120 auf Auto-
bahnen ab 2021

Weitere Fördermaß-
nahmen

• Förderung Radverkehr 
mit zusätzlich 600 Mio. 
Euro p. a. (7,50 Euro pro 
EW)

• Förderung öffentlicher 
Verkehr durch Verbesse-
rung des Angebots des 
öffentlichen Verkehrs

• Förderung Radverkehr mit 
zusätzlich 800 Mio. Euro 
p. a. (10 Euro pro EW)

• Sehr ambitionierte Förde-
rung öffentlicher Verkehr 
(ÖV) mit deutlicher Erhö-
hung des Angebots

• Maßnahmenpaket lebens-
werte Innenstädte

• Maßnahmenpaket Förde-
rung Schienengüterverkehr

keine

Anteil EE-Kraftstoffe 6,8 % 6,8 % 32 %

Eigene Berechnungen Öko Institut
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3.2. Szenarioergebnisse

3.2.1. Methodik für die Szenarioberechnungen
Die Grundlage der Bestimmung des Endenergiever-
brauchs und der erzeugten Treibhausgasemissionen 
des Verkehrssektors bildet das im Rahmen der Studie 
Treibhausgasneutraler Verkehr 2050 (Öko-Institut 
2013) entwickelte TEMPS-Modell des Öko-Instituts. Es 
wurde in Forschungsprojekten wie dem Projektions-
bericht oder dem Impact Assessment für den Klima-
schutzplan im Auftrag des BMUB angewendet und 
weiterentwickelt. Die Technologiedatenbank für Pkw 
und Lkw wurde seitens des ICCT bereitgestellt. Das am 
Öko-Institut entwickelte Modell TEMPS ermöglicht es, 
die Entwicklung von Endenergieverbrauch und Treib-
hausgasemissionen des Verkehrs für unterschiedliche 
Szenarien zu quantifizieren und dabei Veränderungen 
der Verkehrsnachfrage, des Fahrzeugbestandes und des 
Kraftstoffeinsatzes abzubilden. Das Modell besteht aus 
den drei Komponenten Verkehrsnachfrage, Fahrzeug-
bestand (inkl. Technologiedatenbank) und Energie-/
Treibhausgasbilanz. 

Zur Abschätzung der Wirkung von Maßnahmen auf die 
Fahrzeug- und Verkehrsnachfrage wurden Preiselasti-
zitäten genutzt, die einer Literaturrecherche entnom-
men wurden. Für den Personenverkehr wird beispiels-
weise auf empirisch abgeleitete Werte von Hautzinger 
et al. (2004) zurückgegriffen. Für den Pkw-Verkehr 
wird eine Preiselastizität der Nachfrage von -0,3 
hinterlegt (d. h., dass bei einer Erhöhung der Kilome-
terkosten um 10 Prozent die Fahrleistung um 3 Prozent 
sinkt). Damit können dann auch die Rebound-Effekte 
berücksichtigt werden, die sich beispielsweise bei einer 
Effizienzsteigerung von Pkw ergeben. Im Güterverkehr 
werden Elastizitäten aus Jong et al. (2010) zugrunde 
gelegt. Zu berücksichtigen ist jedoch, dass die Wirkung 
der Steigerungen der Kilometerkosten auch von wei-
teren Rahmenbedingungen, wie beispielsweise einem 
alternativen Angebot weiterer Verkehrsträger abhängt. 
Entsprechende Effekte wurden über ergänzende Litera-
tur- und Datenauswertungen abgebildet bzw. überprüft.

3.2.2. Verkehrsnachfrage Personenverkehr
Im Referenzszenario wurde für das Jahr 2030 die 
Verkehrsprognose übernommen. Demnach steigt der 
Personenverkehr MIV im Zeitraum 2010-2030 um 
insgesamt 10 Prozent an (gegenüber 2015 noch um 

gut 5 Prozent, siehe Abbildung 3.1). Ähnlich hoch bzw. 
etwas höher liegen die Wachstumsraten im öffentlichen 
Verkehr. Im Szenario „Standards & Effizienz“ geht die 
Pkw-Fahrleistung gegenüber der Referenz um 8 Pro-
zent zurück, was auf die Erhöhung der Energiesteuern 
sowie die Einführung der fahrleistungsabhängigen 
Dienstwagenbesteuerung zurückzuführen ist. Dabei 
findet eine Verlagerung auf den öffentlichen Verkehr 
(+14 Prozent) sowie auf Rad- und Fußverkehr statt. 

Im Szenario „Nutzerkosten & Verkehrsnachfrage“ 
findet eine starke Verlagerung und Vermeidung von 
Verkehr statt. Der Pkw-Verkehr geht gegenüber der 
Referenz um 40 Prozent zurück, während sich der 
öffentliche Verkehr mehr als verdoppelt. Wesent-
lich dafür sind die Einführung der Pkw-Maut, aber 
auch die übrigen Maßnahmen wie die Änderung 
der Dienstwagenbesteuerung, die Maßnahmen für 
lebenswerte Innenstädte und die Förderung des 
öffentlichen Verkehrs, der zügig und mit hoher Pri-
orität ausgebaut werden muss, um die notwendigen 
Kapazitäten bereitzustellen. 

Im Szenario „Kraftstoffe“ werden keine Instrumente 
zur Verlagerung ergriffen. Allerdings kommt es durch 
den Anteil von 25 Prozent strombasierten Kraftstoffen 
zu einer Erhöhung der Nutzerkosten im MIV, wodurch 
dieser um 4 Prozent gegenüber der Referenzentwick-
lung zurückgeht. 

3.2.3. Verkehrsnachfrage Güterverkehr
Auch der Güterverkehr basiert auf der Verkehrsprog-
nose und nimmt im Referenzszenario zwischen 2015 
und 2030 um 33 Prozent zu. 

Im Szenario „Standards & Effizienz“ wird durch die 
Energiesteuererhöhung und die Ausweitung der Lkw-
Maut Verkehr auf Schiene und Binnenschiff verla-
gert, sodass die Lkw-Verkehrsleistung gegenüber der 
Referenz um 8 Prozent zurückgeht und der Anteil der 
Schiene an der Verkehrsleistung auf 21 Prozent steigt 
(siehe Abbildung 3.2). 

Noch etwas stärker ausgeprägt ist die Verlagerung im 
Szenario „Nutzerkosten & Verkehrsnachfrage“ durch 
die Internalisierung der externen Kosten bei der Lkw-
Maut. Hier steigt der Anteil des Schienenverkehrs auf 
24 Prozent. 
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Eigene Berechnungen Öko-Institut.

Verkehrsnachfrage im Güterverkehr Abbildung 3.2
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Verkehrsnachfrage im Personenverkehr  Abbildung 3.1
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Entsprechende Verlagerungen auf die Schiene 
scheinen vor dem heutigen Hintergrund machbar, 
bedürfen aber entschlossener Maßnahmen zur Opti-
mierung des Schienengüterverkehrssystems (UBA 
2016b). 

Im Szenario „Kraftstoffe“ wird ebenso wie beim 
Personenverkehr nur eine begrenzte Verlagerung 
erzielt, welche durch die zusätzlichen Kosten für 
strombasierte Kraftstoffe induziert wird. Der Güter-
verkehr reagiert dabei weniger elastisch auf die 
Kostenänderung bei den Kraftstoffen als der Perso-
nenverkehr. 

3.2.4. Pkw-Neuzulassungen und Bestand
Bei der Entwicklung der Elektromobilität gibt es 
zwischen den Szenarien deutliche Unterschiede, die 
maßgeblich durch das unterschiedliche Ambitionsni-
veau der Pkw-Emissionsstandards bedingt sind. Im 
Szenario „Standards & Effizienz“ steigt der Anteil von 
elektrischen Fahrzeugen (BEV und PHEV) bis zum Jahr 
2030 durch den WLTP-Grenzwert von 30 Gramm auf 
über Dreiviertel der Neuzulassungen (siehe Abbil-
dung 3.3). 

Wie sich die elektrischen Neuzulassungen auf Plug-
in-Hybridfahrzeuge (PHEV) und batterieelektrische 
Fahrzeuge (BEV) verteilen, ist unsicher. Die Zusam-
mensetzung hängt von verschiedenen Faktoren wie 
Entwicklungen von Reichweiten, Batteriekosten, 
Nutzerpräferenzen, Ladeinfrastruktur usw. ab. Das 
bedeutet: Der Anteil rein batterieelektrischer Fahr-
zeuge könnte höher oder niedriger ausfallen als in den 
Szenarien dargestellt. 

Für alle Szenarien wird eine sinkende Attraktivi-
tät von Diesel-Pkw angenommen, was zu einem 
deutlichen Rückgang des Dieselanteils führt. In den 
Szenarien „Nutzerkosten & Verkehrsnachfrage“ und 
„Kraftstoffe“ wurden dieselben Annahmen für die 
CO2-Zielwerte von Pkw (entsprechend dem Kommis-
sionsvorschlag) getroffen. Unterschiede zwischen der 
Neuzulassungsstruktur zwischen den beiden Szena-
rien ergeben sich daraus, dass im Szenario „Nutzer-
kosten & Verkehrsnachfrage“ durch die Angleichung 
der Besteuerung von Diesel an Benzin mehr Elekt-
rofahrzeuge und weniger Diesel-Pkw nachgefragt 
werden. 

Eigene Berechnungen Öko-Institut.

Anteile der Antriebstypen an den Pkw-Neuzulassungen 2030  Abbildung 3.3
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Neben dem Anteil von Elektrofahrzeugen wirken die 
Pkw-Emissionsstandards auch auf die Effizienzsteige-
rung der konventionellen Antriebe. Abbildung 3.4 zeigt 
die Entwicklung der CO2-Emissionen neu zugelassener 
Pkw in Deutschland für die Szenarien. 

Die mittleren Flottenwerte nach WLTP in Deutschland 
(hellgrüne Balken) liegen in der Referenz etwas höher 
als der EU-Mittelwert. Das liegt an der Annahme, die 
durchschnittlichen CO2-Emissionen neu zugelassener 
Pkw in Deutschland lägen auch weiterhin – wie in den 
vergangenen Jahren – rund 7 Prozent über dem EU-
Schnitt. In den Szenarien „Standards und Effizienz“ und 
„Nutzerkosten & Verkehrsnachfrage“ ist hinterlegt, dass 
sich die Diskrepanz zum mittleren EU-Wert durch die 
Änderung der Dienstwagenbesteuerung auf 4 Prozent 
reduziert. Die realen Emissionen (dunkelgrüne Balken) 
liegen höher als die Emissionen nach WLTP. Während 
im Referenzszenario und im Szenario „Kraftstoffe“ eine 
Diskrepanz von über 30 Prozent hinterlegt ist, ist sie in 
den Szenarien „Standards & Effizienz“ und „Nutzerkos-
ten & Verkehrsnachfrage“ auf 15 Prozent begrenzt. 

Im Referenzszenario gibt es nach 2021 keine weitere 
Effizienzsteigerung bei konventionellen Pkw (braune 
Balken), allerdings gehen die durchschnittlichen CO2-
Emissionen neu zugelassener Pkw durch mehr Elek-
trofahrzeuge zurück. In den übrigen Szenarien liegt 
die reale Effizienzsteigerung konventioneller Pkw im 
Zeitraum 2021 bis 2030 zwischen 0,4 Prozent pro Jahr 
im Szenario „Nutzerkosten & Verkehrsnachfrage“ und 
3,6 Prozent pro Jahr im Szenario „Standards & Effizienz“. 

Während die EU-Regulierung die Neuzulassungen 
adressiert, ist für die Reduktion der CO2-Emissionen 
des Verkehrssektors der Pkw-Bestand relevant. Die 
Zusammensetzung und Effizienz des Pkw-Bestands im 
Jahr 2030 hängen wesentlich von den Neuzulassungen 
im gesamten Zeitraum bis 2030 ab, denn Pkw werden 
im Durchschnitt in Deutschland etwa 14 Jahre alt. 
Abbildung 3.5 zeigt: Rund ein Drittel des Fahrzeug-
bestandes und 50 Prozent der Fahrleistung des Pkw-
Bestands im Jahr 2030 werden von den Neuzulassungen 
im Zeitraum 2025 bis 2030 geprägt sein, rund ein wei-
teres Viertel von den Neuzulassungen 2021 bis 2024. 

CO2–Emissionen neu zugelassener Pkw in Deutschland in den Szenarien Abbildung 8

Eigene Berechnungen Öko-Institut.
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Eigene Berechnungen Öko-Institut.

Bestand und Fahrleistung von Pkw im Jahr 2030 nach Zulassungsjahr Abbildung 3.5
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Pkw-Bestand im Jahr 2030 Abbildung 3.6
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Eigene Berechnungen Öko-Institut.

Endenergiebedarf im Jahr 2030 Abbildung 3.7
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Die Diffusion effizienter Pkw und Pkw mit alterna-
tiven Antrieben geschieht also nicht von heute auf 
morgen. Wie Abbildung 3.6 zeigt, variiert die Anzahl 
elektrischer Fahrzeuge im Bestand in den Szenarien 
zwischen knapp 3 (Referenzszenario) und 10 Millionen 
Fahrzeugen. Unterschiede in Bezug auf die Gesamtzahl 
der Fahrzeuge im Bestand ergeben sich aus der Nach-
fragereaktion auf veränderte Kosten über die gesamte 
Lebensdauer (total cost of ownership) der Pkw-Nutzung. 
Am stärksten ist der Rückgang des Pkw-Bestandes im 
Szenario „Nutzerkosten & Verkehrsnachfrage“; er wird 
allerdings immer noch vom Rückgang der Fahrleistung 
in diesem Szenario übertroffen. 

3.2.5. Endenergiebedarf
Um das Klimaschutzziel zu erreichen, muss der 
Endenergiebedarf an fossilen Energieträgern in allen 
Szenarien um fast 40 Prozent gegenüber 2015 zurück-
gehen (Abbildung 3.7). Unterschiede zwischen den 
Szenarien ergeben sich beim Strombedarf und dem 
Einsatz von Biokraftstoffen. Während der Einsatz von 
Biokraftstoffen im Referenzszenario sowie im Szena-

rio „Kraftstoffe“ gegenüber heute auf gut 130  Petajoule 
(PJ) im Jahr 2030 leicht zunimmt, liegt der Biokraft-
stoffeinsatz in den Szenarien „Standards & Effizienz“ 
und „Nutzerkosten & Verkehrsnachfrage“ unter 100 PJ 
(da sich bei gleichbleibender Quote die absolut einge-
setzte Menge reduziert). 

Der Strombedarf in den Szenarien unterscheidet sich 
einerseits durch die Elektromobilität, andererseits 
durch das Ausmaß der Verlagerung auf die Schiene. 
Er steigt auf 49 Terawattstunden (TWh) im Szenario 
„Standards & Effizienz“ bzw. auf 33 TWh im Szenario 
„Nutzerkosten & Verkehrsnachfrage“ (Abbildung 3.8). 
Im Szenario „Kraftstoffe“ entsteht für die Herstellung 
strombasierter Kraftstoffe ein hoher zusätzlicher 
Strombedarf. Bei einem Wirkungsgrad von 40 Prozent 
liegt dieser bei 360 TWh. 
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3.2.6. THG-Emissionen 
In der Referenzentwicklung sinken die THG-Emissio-
nen des Verkehrs zwischen 2015 und 2030 um 9 Prozent 
auf 146 Millionen Tonnen. Vor allem die Pkw-Emissio-
nen gehen dabei um 19 Prozent zurück; im Unterschied 
dazu steigen die Lkw-Emissionen durch die Zunahme 
der Fahrleistung und die geringe Effizienzsteigerung 
sogar um 12 Prozent an. 

In allen Szenarien wird das Ziel von 98 Millionen 
Tonnen CO2-Äquivalente (CO2e) erreicht. Im Szena-
rio „Nutzerkosten & Verkehrsnachfrage“ leistet der 
Personenverkehr dabei durch die deutliche Verlagerung 
einen besonders hohen Beitrag (-54  Prozent ggü. 2015), 
wogegen der Güterverkehr seine Emissionen um nur 
8 Prozent gegenüber 2015 reduziert. Im Szenario „Stan-
dards & Effizienz“ ist der Beitrag des Güterverkehrs mit 
-25 Prozent höher, was vor allem auf eine deutliche 
Effizienzsteigerung zurückzuführen ist. 

In der Abbildung 3.9 sind nur die direkten Emissionen 
im Verkehrssektor berücksichtigt. Strom, Biokraftstoffe 

und strombasierte Kraftstoffe werden mit Nullemissi-
onen bewertet. Darüber hinaus können THG-Emissi-
onen unter anderem entstehen bei der Produktion der 
Kraftstoffe, bei der Herstellung der Fahrzeuge sowie 
beim Bau und Betrieb von Infrastrukturen. In allen 
diesen Bereichen gilt es, THG-Emissionen zu reduzie-
ren. Tendenziell sind bei der Reduktion der indirekten 
THG-Emissionen – ebenso wie bei weiteren Nachhal-
tigkeitskriterien – Strategien zur Verkehrsvermeidung 
und -verlagerung gegenüber den anderen Strategien im 
Vorteil (Öko-Institut 2017).

3.2.7. THG-Minderungsbeitrag der Instrumente
Die folgenden Darstellungen zeigen den THG-Min-
derungsbeitrag der Einzelinstrumente gegenüber der 
Referenzentwicklung in den Szenarien. Zwischen den 
einzelnen Instrumenten gibt es teils relevante Wech-
selwirkungen; in der Darstellung wurden die ermittel-
ten Einzelbeiträge auf die gesamte Emissionsdifferenz 
zwischen Referenz und Ziel in Höhe von 48 Millionen 
Tonnen normiert. 

Eigene Berechnungen Öko-Institut.

Strombedarf in den Szenarien 2030 Abbildung 3.8
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Im Szenario „Standards & Effizienz“ wird der größte 
Beitrag zur Deckung der Minderungslücke über 
besonders ambitionierte CO2-Emissionsstandards für 
Pkw und Lkw erreicht. Eine CO2-Minderung der neu 
zugelassenen Pkw um 75 Prozent bis 2030 gegenüber 
2021 würde im Jahr 2030 eine Minderung von rund 
19,5 Millionen Tonnen bringen, eine CO2-Minderung 
der Lkw von rund 11,7 Millionen Tonnen. Die ver-
bleibende Lücke könnte durch eine Umgestaltung der 
Dienstwagenbesteuerung inklusive fahrleistungsab-
hängiger Komponente (knapp 5 Mio. t), einer modera-
ten Anhebung der Energiesteuer in Kombination mit 
der Förderung des Radverkehrs sowie des öffentlichen 
Verkehrs und Schienengüterverkehrs geschlossen 
werden.

Im Szenario „Nutzerkosten & Verkehrsnachfrage“ liefert 
die Verkehrsverlagerung durch eine Umgestaltung des 
Steuern- und Abgabensystems im Verkehrssektor den 
größten Beitrag zur Minderung der CO2-Emissionen. Zu 
beachten ist, dass die Verlagerung von der Straße auf 
alternative Verkehrsträger immer nur dann umgesetzt 

werden kann, wenn auch die entsprechenden Ange-
bote bereitstehen. Eine Verteuerung des Pkw- und 
Lkw-Verkehrs muss daher mit einer Förderung von 
Rad-, Fuß-, öffentlichem und Schienengüterverkehr 
einhergehen. Die Minderungsbeiträge dieser Kom-
binationen betragen dann im Jahr 2030 durch eine 
deutliche Erhöhung der Nutzerkosten bei Pkw 21,4 Mil-
lionen Tonnen und bei Lkw 6 Millionen Tonnen CO2. 
Das Tempolimit auf Bundesautobahnen kann neben 
einer deutlichen Verbesserung der Verkehrssicherheit 
rund 3 Millionen Tonnen zur Deckung der Minde-
rungslücke beitragen. Auch die Kommunen können 
eine wesentliche Rolle spielen. Allein die Städte über 
50.000 Einwohner können mit den entsprechenden 
Maßnahmen CO2-Emissionen in einer Größenordnung 
von fast 4 Millionen Tonnen CO2 einsparen. Aufgrund 
der hohen Fahrleistungen von Dienstwagen und ihrer 
vergleichsweise hohen CO2-Emissionen trägt auch eine 
Neugestaltung der Dienstwagenbesteuerung wesentlich 
zur Minderung der CO2-Emissionen bei.

Eigene Berechnungen Öko-Institut.

THG-Emissionen im Jahr 2030 Abbildung 3.9
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Eigene Berechnungen Öko-Institut.

THG-Minderungsbeitrag der Instrumente im Szenario „Standards & Effizienz“ im Jahr 2030 Abbildung 3.10
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THG-Minderungsbeitrag der Instrumente im Szenario  
„Nutzerkosten & Verkehrsnachfrage“ im Jahr 2030 Abbildung 3.11
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Eigene Berechnungen Öko-Institut.

THG-Minderungsbeitrag der Instrumente im Szenario „Kraftstoffe“ im Jahr 2030 Abbildung 3.12
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In dem Szenario „Kraftstoffe“ wird als einzige relevante 
Maßnahme zur CO2-Minderung die Dekarbonisierung 
der Kraftstoffe durch den Einsatz strombasierter Kraft-
stoffe hinterlegt. Entsprechend hoch ist auch deren 
Minderungsbeitrag – allerdings vorbehaltlich der Mög-
lichkeiten, entsprechende Kraftstoffe in den benötigten 
Mengen CO2-neutral bereitzustellen.
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04 | Fazit und Schlussfolgerungen

Die Ergebnisse des Szenarios „Standards & Effizienz“ zei-
gen, dass sich durch Effizienzsteigerung der Fahrzeuge 
und durch zunehmende Elektrifizierung im Personen- 
und Güterverkehr ein Minderungsbeitrag im Jahr 2030 
von bis zu rund 30 Mio. Tonnen erreichen lässt. Sie 
zeigen aber auch, dass die Effizienzverbesserung immer 
einhergehen sollte mit einer Anhebung der Nutzerkos-
ten. Zum einen, um die Rebound-Effekte auszugleichen, 
zum anderen aber auch, um Anreize für eine Verlagerung 
von Verkehr zu schaffen. Das Ausschöpfen der techni-
schen Potenziale der Fahrzeuge ist zwar notwendig, aber 
nicht ausreichend, um das Klimaschutzziel bis 2030 zu 
erreichen.

Soll das Ziel wie in dem Szenario „Nutzerkosten & Ver-
kehrsnachfrage“ fast ausschließlich durch Maßnahmen 
und Instrumente zur Verlagerung und Reduktion der 
Verkehrsnachfrage erreicht werden, so sind sehr starke 
Steigerungen der Nutzerkosten notwendig. Die Förde-
rung von Alternativen allein reicht nicht aus.17 Bei dem 
zur Erreichung des Klimaschutzziels notwendigen, deut-
lichen Erhöhung der Nutzerkosten spielen dann schnell 
nicht mehr nur Fragen der theoretischen Minderungs-
potenziale eine Rolle, sondern vielmehr, ob entspre-
chende Instrumente auf politische und gesellschaftliche 
Akzeptanz stoßen werden - und wie die Instrumente so 
ausgestaltet werden können, dass sie keine negativen 
sozialen Verteilungswirkungen haben. 

Die Ergebnisse zum Szenario „Kraftstoffe“ haben ver-
deutlicht, dass ein „weiter wie bisher“ im Verkehr, mit 
einem steigenden Anteil an CO2-freien Kraftstoffen 
bei kaum sinkendem Endenergiebedarf, keine Lösung 
darstellt. Es ist unwahrscheinlich, dass die Mengen der 
CO2-freien Kraftstoffe, die dann im Jahr 2030 zur Errei-
chung des Klimaschutzziels notwendig wären, tatsäch-
lich - nachhaltig - bereitgestellt werden könnten.

Welche allgemeinen Schlussfolgerungen lassen sich 
ziehen? Gibt es ein „bestes“ Maßnahmenpaket, um die 
Klimaschutzlücke zu schließen? Vermutlich wird es 
kaum gelingen, eine der drei Strategien (Effizienz der 

17  Zu diesem Ergebnis kommen auch weitere Studien, wie z. B. 
„Verkehrsinfrastruktur 2030“ für Baden-Württemberg (MVI 
2017)

Fahrzeuge, Verlagerung, Kraftstoffe) so auszureizen, wie 
das in den drei Szenarien durchgespielt wurde. Letztlich 
wird die Verkehrswende nur über eine Kombination von 
Maßnahmen erreicht werden. Dabei erscheint es aller-
dings unumgänglich, die großen Hebel aus den Bereichen 
„Effizienz“ und „Nutzerkosten“ ambitioniert auszugestal-
ten, damit die anvisierte CO2-Minderung um 40 bis 42 
Prozent bis 2030 robust erreicht werden kann. 

Vor dem Hintergrund der Klimaschutzziele von Paris 
und der verbindlichen Non-ETS-Ziele auf EU-Ebene 
sollte mitgedacht werden, welche Maßnahmen stärker 
wirken müssen, damit andere weniger stark wirken 
können, die ggf. politisch schwerer umzusetzen sind. Als 
ersten Ansatzpunkt für eine Maßnahmendiskussion zur 
Ausgestaltung des Klimaschutzplans könnte ein Art „Ver-
kehrswendebausatz“ dienen. Die Abbildung 4.1 zeigt am 
Beispiel der im Rahmen dieser Studie berechneten Sze-
narien, mit welcher Maßnahme in welcher Ausprägung 
im Jahr 2030 eine Minderung von einer Million Tonnen 
CO2 erreicht werden könnte. Es ist zu beachten, dass es 
zwischen den Maßnahmen und Instrumenten Wechsel-
wirkungen gibt. Das bedeutet, in den meisten Fällen wird 
die THG-Wirkung eines Maßnahmenpakets niedriger 
liegen als die Summe der Einzelwirkungen. 

Da nicht jede Maßnahme beliebig weit ausgereizt 
werden kann, ist eine geschickte Kombination der 
einzelnen Bausteine notwendig, um das Ziel bis 2030 
zu erreichen. Enthalten sein müssen die europäischen 
Effizienzstandards für Pkw, leichte Nutzfahrzeuge und 
Lkw und eine damit ebenfalls einhergehende Elekt-
rifizierung der Fahrzeuge. Um eine Verschiebung von 
CO2-Emissionen vom Verkehrs- auf den Energiesektor 
auszuschließen, ist eine weitere Dekarbonisierung des 
Stroms unverzichtbar. Notwendig ist nach Lage der 
Dinge aber auch die Dekarbonisierung von Kraftstoffen, 
wobei nachhaltig produzierte strombasierte Kraftstoffe 
voraussichtlich erst nach 2030 eine nennenswerte 
Rolle spielen können und das Prinzip „direkte Strom-
nutzung immer dann, wenn es möglich ist“ umgesetzt 
werden sollte.

Effizienzstandards sind eine notwendige, aber keine 
hinreichende Bedingung für das Schließen der Kli-
maschutzlücke. Zusätzlich sind in jedem Falle weitere, 
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wirkmächtige nationale Maßnahmen zur Internali-
sierung externer Kosten des Verkehrs notwendig; dies 
ist in besonderem Maße geboten, weil die Digitalisie-
rung die Kosten des Verkehrs deutlich senken kann. 
Die Bepreisung von Kraftstoffen (Cent/Liter), oder der 
Nutzung der Fahrzeuge (Cent/Kilometer) ist der zen-
trale Hebel zur Internalisierung der externen Kosten 
und um Anreize zu schaffen, auf umweltfreundliche 
Verkehrsträger umzusteigen. Dies kann Verteilungsef-
fekte haben, die bei der zukünftigen Ausgestaltung der 
Instrumente berücksichtigt werden müssen. Für eine 
Verkehrsverlagerung reicht es nicht aus, nur die Kos-
tenstrukturen zu verändern. Es muss immer gleichzeitig 
auch das Angebot des ÖV, Fuß- und Radverkehrs sowie 
des Schienengüterverkehrs deutlich verbessert werden. 
Hierbei geht es vor allem um ausreichende Investitio-
nen in die Infrastruktur und den Betrieb des Umwelt-
verbunds sowie um Maßnahmen, die die Lebensqualität 
in Städten verbessern. 

Eigene Berechnungen Öko-Institut. Werte für das Jahr 2030 auf Basis der Szenarioergebnisse.

1 Million Tonnen CO2-Reduktion im Jahr 2030 bedeutet … Abbildung 4.1
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